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Sicherheitsdienst des Reichsführers-4t

Prag-Bubentsch,

den 23.10.1944.

SD-Leitabschnitt Prag

Sachsenweg

Fernsprecher 60141, 77841, Czernin 3911-19

I

Geheim!

L

fohg

An

4-Obargruppenführer

Staatsminieter K.H.F r a n k

FraR

2.) Nachrichtlich:

An den

Befehlshaber der g

Cheitspolizei und des SD

4-Standartenführ 

Weinmann

Prag

Betr.: Rudolf B er a n .

Vorg.: Ohne.

H

Ein tsehechischer Gewährsmann berichtet von einem Gespräch mit

-Beran, das er am 27.9.1944 am Bahnhof in Strakonitz gehabt hat.

Beran sei körperlich frisch und geistig rege. In Pratzeowitz gefalle

es ihm. Er stehe spät auf, erledige dann die Korrespondenz und wenn

es schön sei, gehe er in den Wald. Im übrigen verrichte er häusliche

Arbeiten. Nach Strakonitz komme er überhaupt nicht. Sein einziger

Ausflug sei von Pratzeowitz mit dem Zug bis zum Bahnhof Strakonitz

und wieder zurück. Beran habe über politische Sachen überhaupt nicht

sprechen wollen. Er drückte sich in dem Sinne aus, dass man alle

Ereignisse nüchtern beurteilen und alles vermeiden müsse, was das

Volk ins Unglück bringen könnte. Zu dieser Erkenntnis sei er durch

seinen Aufenthalt im Gefängnis gekommen. Er frug dann, was der

Staatsminister und der Staatspräsident machten. Es sei ihm ein

Besuch beim Staatsprisidentenerlaubt worden, jedoch die Leute aus

der Ümgebung des Staatspräsidenten hätten diesen Besuch verhindert.

Vor seiner Abreise auf's Land habe Dozent Dr. Kliment mit Beran noch

am Moldaubahnhof sprechen wollen. Er habe ihm dabei sehr herzlich

die Hand gedrückt. Als ihn Beran nach dem Staatspräsidenten fragte,

sich Kliment geäussert, der Staatspräsident sei schon damals,

er gewählt wurde, um lo Jahre älter gewesen, heute sei er wie

85-jähriger Greis.
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Beran zeigte noch Interesse fur die Entwicklung der Sozialen

Hilfe und frug, in welcher Weise die Landwirte ihre Beitrage

leisten. Er verurteilte dabei jene Bauern, die in der heutigen

eqad apaandedta atet

Auffallend war, dass sich Beran während des ganzen Gespräches

bemühte, nicht mit dem hiesigen Gewährsmann allein zu sein.

thoab

4-Obersturmbannführer
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Sicherheitsdienst des Reichsführers-4f
Prag-Bubentsch, den 1.10.1942.
Sachsenweg
SD-Leitabschnitt Prag
Fernsprecher 774-44
L PA 49
Buro
An
4y-Obersturmbannführer Dr. G i e s,
in Behm
thsen
Eing.-2 0KT.1942
Prag
Czernin-Palais.
Betr.: B e r a n, Rudolf, ehem. Ministerpräsident der tsche-
choslowakischen Republik und der Protektoratsregierung,
geb. 28.12.1887 in Pratzowitz Bez. Strakonitz,
Protektoratsangehöriger,
wohnhaft Milonowitz bei Strakonitz, z.Zt. in Haft.
Vorg.1 Dortige Verfügung vom 27.9.1942.
Anlg.: 2.
Anliegend werden die dortigen Vorgänge nach Kenntnisnahme
und Auswertung zurückgereicht.
goy
4-Sturmbannführer
π3-32m/42
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17
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Urschriftlich
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Etn_
-3. SEP 1942
CaCi
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Hexrn Staatssekretär
PA49
mit der Bitte um Kenntnisnahme gehorsamst vorgelegt.
Insbesondere darf ich auf S, l8 ff, der Urteilsgründe
verweisen,
8. lt 1ducage
cecce
rag
V.ieilatrkite Chy
Centa
2 9. IX. 1942
T
h
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Abschrift.

8a J 246/40 9

JM Hamen

1 H 113/42

thehef.

20:8.

des Deutschen Voikes

In der Strafsache gegen

den Gutsbesitzer und ehemaligen Ministerpräsidenten der tschecho-

slowakischen Republik und der Protektoratsregierung Rudolf B e, -

r a n aus Milonowitz bei Strakonitz, geboren am 28. Dezember l887

in Pratzowitz, Bezirk Strakonitz, Protektoratsangehörigen,

zurzeit in dieser Sache in gerichtlicher Untersuchungs

haft,

wegen Vorbereitung zum Hochverrat u.a.

hat der Volksgerichtshof, l. Senat, auf Grund der Hauptverhandlung

vom 24. und 25. Juni 1942, an welcher teilgenommen haben

als Richter:

Präsident des Volksgerichtshofs Dr. Thierack, Vorsitzer,

Oberlandesgerichtsrat Dr. Illner,

4-Gruppenführer und Generalmajor der Waffen-i Petri,

4-Standartenführer Singer,

Kreisleiter Reinecke,

als Vertret des Oberreichsanwalts:

Staatsanwalt Harzmann,

als Urkunds. ter der Geschäftsstelle:

Justizsekrétär Möhlke,

für Recht erkannt:

Der Angeklagte B e r a n wird wegen Beihilfe zum

Hochverrat und zur Feindbegünstigung zu zehn Jahren Zuchthaus und zu

einer Geldstrafe von loo.ooo :-einhunderttausend- RM, fir die im Falle

der Nichteintreibung eine Ersatzstrafe von einem Jahre Zuchthaus zu

treten hat, verurteilt.

Auf die erkannte Strafe werden ihm 13 Monate der

erlitte nen Untersuchungshaft angerechnet.

An de

Die bürgerlichen Ehrenrechte werden ihm auf die

DawerHerr von zehn Jahren aberkannt.

Der Angeklagte hat die Kosten des Verfahrens zu

zu Hän.

Von

Rechts

wegen.

Unter Be

uno
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Gründe.

I.

Zur Person des Angeklagten.

Der Angeklagte ist der Sohn des tschechischen Landwirts Wenzel

Beran und seiner Ehefrau Barbara geb.Krajsky. Der väterliche Grund-

besitz umfaßte etwa 6 Hektar. Nach dem Besuch der Volks= und Bürger

schule hat der Angeklagte die landwirtschaftliche Fachschule in Strako

nitz durchgemacht. Hierauf schlug er die politische Laufbahn ein. Er

wurde im Jahre l9o5 Mitglied der "Republikanischen Partei der Landwir-

te und Kleinbauern" (Agrarpartei). In dieser Partei war er zunächst

Kreissekretär, später Generalsekretär und vom Jahre l933 an Vorsitzet

der. Als solcher bezog er ein Gehalt von monatlich 6ooo Kronen zuzüg

lich Remunerationen. Nach der Ende des Jahres l938 erfolgten Auflösung

und Eingliederung der Agrarpartei in die Narodnt jednota (Nationale

Einheitspartei) wurde der Angeklagte Vorsitzender dieser Partei. Der

Angeklagte war auch Vorsitzender der Genossenschaftsdruckerei "Novina",

welche der Agrarpartei angeschlossen war. Als Vorsitzender dieser

Druckerei hatte er monatlich l5o0 Kronen Gehalt. Außerdem besaß er 25

Genossenschaftsanteile. Der Angeklagte hatte auch folgende unbezahlte

Ehrenämter inne. Seit l930 war er Vorsitzender des Meloriationverbandes

der tschechischen Landwirtschaft in Böhmen, Vorsitzender des Landesju-

gendfürsorgeverbandes und der Kontrollfinanzkommission.

Seit dem Jahre l9l8 war der Angeklagte Abgeordneter der Agrarpar

tei im tschecho-slowakischen Parlament und in der Zeit vom l.Dezember

1938 bis l.Mai l939 tschechischer Ministerpräsident.

Der Angeklagte ist mit Marie Pilar verheiratet und hat zwei Kinder

im Alter von 24 und 22 Jahren. Seine Ehefrau stammt aus einem großen

landwirtschaftlichen Besitz und hat zwei Millionen Kronen in die Ehe

eingebracht. Der Angeklagte besitzt in Milonowitz bei Strakonitz ein

Wald= und Feldgut im Ausmaße von etwa 240 Hektar und im Werte von etwa

2 1/2 Millionen Kronen, ferner ein halbes Braurecht der bürgerlichen

Brauerei in Pilsen im Werte von etwa l l/2 Millionen Kronen. Außerdem

besitzt er verschiedene Aktien im Werte von etwa 400 O00 Kronen sowie

etwa 800 000 Kronen Barvermögen, das bei verschiedenen Bankanstalten

angelegt ist.

Der Angeklagte hat im

CCr Ta

rstva

01270
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bei einem österreichischen Landwehr-Infanterie-Regiment gedient. Sonst

hat er keinen militärischen Dienst geleistet. Der Angeklagte ist Volks-

da  atad p S

nicht mächtig.

II.

Die tschechische Widerstandsbewegung (Obrana noroda).

Ebenso wie vor dem Weltkriege und in dessen Verlauf sich im Auslan-

de und in der Donau-Monarchie öffentliche und geheime Organisationen bil

deten mit dem Ziele, für das tschechische Volk die staatliche Selbstän

digkeit zu erringen, machten sich auch alsbald nach der Errichtung des

Protektorats sowohl in dessen Gebiet selbst wie im Auslande unter der

Leitung des ehemaligen Staatspräsidenten Beneš Bestrebungen bemerkbar,

die sich das Ziel gesetzt hatten, die staatliche Selbständigkeit der

Tschechen wiederzugewinnen.

Im Protektorat bildete sich die Obrana naroda (ON.), die, in eine

militärische und eine zivile Gruppe zerfallend, alle diejenigen Tsche-

chen aus den Kreisen des ehemaligen Heeres, der Intelligenz und des

Bürgertums ohne Rücksicht auf ihre frühere parteipolitische Einstellung

sa t t a  c  aao ua 

geschaffenen Verhältnissen unzufrieden waren und die - notfalls gewalt=

same - Wiedererrichtung eines selbständigen tschechischen Staates er-

e aa ead 

aber nicht nur die organisatorische Erfassung unzufriedener und umstürz-

lerisch gesonnener Bevölkerungskreise, sondern vor allem die Vorberei-

tung des Umsturzes selbst in jeder nur möglichen Hinsicht. Dazu gehörte

neben der Aufstellung militärischer Einheiten die Vorbereitung ihrer Be-

waffnung, die Beschaffung von Geldmitteln zu Umsturzzwecken, die Planung

und etwaige Durchführung von Sabotageakten gegen wehrwirtschaftlich

wichtige Einrichtungen im Protektorat, die Einflusnahme auf die breite

Masse des tschechischen Volkes durch Herstellung und Verbreitung

deutschfeindlicher Schriften sowie die Aufrechterhaltung einer laufen-

den engen Verbindung mit der im Auslande arbeitenden tschechischen

Selbständigkeitsbewegung. Eine ihrer weiteren Aufgaben sah die ON. da-

rin, denjenigen Tschechen, die wegen ihrer umstürzlerischen deutsch-

feindlichen Arbeit mit ihrer Festnahme durch die deutschen Behörden

rechnen mußten oder die in das Ausland zu gehen wünschten, teils um dort

im
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im Rahmen der tschechischen Auslandsbewegung gegen das Reich zu arbei-

ten, teils um in die für den offenen Kampf gegen Deutschland aufgestell

te tschechische Auslandstruppe (sog.tschechische Legion) einzutreten,

die heimliche Ausreise aus dem Protektorat auf diese oder jene Weise

zu ermöglichen.

Innerhalb der ON., wenn auch soweit feststellbar, zum Teil ohne en

gere Bindung an deren leitende Stellen, bestanden teils kleinere, teils

größere Gruppen umstürzlerisch gesonnener Tschechen, die es sich ihrer-

seits zur Aufgabe gemacht hatten, in Anlehnung an die Tätigkeit der ON.

und zu deren Förderung insgeheim deutschfeindlich und für die Wiederer-

stehung einer selbständigen Tschecho-Slowakei zu arbeiten. Einer sol-

chen Gruppe gehörte der durch Urteil des Volksgerichtshofs vom 24.Apr

1942 - 1 H l99/4l - wegen Feindbegünstigung, Vorbereitung zum Hochver

rat und wegen Landesverrats zum Tode verurteilte Schriftleiter Josef

Jošt an. Die in dem Urteil gegen Jošt getroffenen Feststellungen gehen,

soweit sie für das vorliegende Verfahren von Belang sind, dahin, daß er

innerpolitische, wirtschaftliche und kulturelle Nachrichten aus dem

Protektorat, welche von dem deutschen Nachrichtenbüro für die Veröffent-

lichung im Protektorat nicht freigegeben worden waren, gesammelt und

aa aaaaaaaa a 

dessen Mitarbeiter, den zur Zeit flüchtigen ehemaligen Oberstleutnant

Hieke, und an andere Personen, die Verbindung zum Ausland unterhielten,

weitergeleitet hat.

Neben dieser nachrichtendienstlichen Tätigkeit hat Jošt in Zusam-

menarbeit mit dem zur Zeit flüchtigen Lehrer František Bednar aus Cht

litz sowie mit anderen Personen zahlreichen Tschechen die illegale Aus

reise ins Ausland ermöglicht. Diese Personen wollten sich entweder ihrer

befürchteten Festnahme durch die Geheime Staatspolizei entziehen oder

im Ausland in die tschechische Legion eintreten.

Die Geldmittel für seine illegale Tätigkeit hat sich Jošt von dem

damaligen Prager Oberbürgermeister Klapka beschafft, welcher durch Ur

-    Jo Ca Sa oaa t Ta

Vorbereitung zum Hochverrat und wegen Feindbegünstigung zum Tode verur

teilt worden ist. Klapka hat u.a. namentlich im Zusammenwirken mit dem

inzwischen verstorbenen ehemaligen Finanzreferenten der Stadt Prag,

Anton Kinkal, nach der Errichtung des Protektorats im Laufe des Jahres

a d a aa t a caa  Ta

men illegalen Verwendung abgezweigt und auf ein besonderes Sparkassen-

01269
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konto, das nicht der Kontrolle der öffentlichen Organe unterlag, einge-

zahlt. Von diesem Gelde wurde teils durch Klapka selbst, teils mit sei-

nem Einverständnis durch Kinkal eine Summe von insgesamt mindestens

450 O00 Kronen an Personen weitergeleitet, die in der ON. in dieser

oder jener Art führend tätig waren. Der Hauptzweck der Geldzahlungen be-

stand darin, die Angehörigen von fluchtigen oder aus politischen Gründen

- ao Sm taSaaoan

gehörigen, die in die tschechische Legion einzutreten beabsichtigten,

die heimliche Ausreise aus dem Protektorat zu ermöglichen. Zu dem letz-

teren Zwecke wurden vor allem an Jošt erhebliche Beträge gezahlt.

Jošt hat ferner mit dem inzwischen durch Urteil des erkennenden

Senats vom 13.Februar 1942 - 1 H 207/4l - wegen Landesverrats, Vorbe-

reitung zum Hochverrat, Feindbegünstigung und versuchten Volksverrats

durch Lügenhetze zum Tode verurteilten tschechischen Advokaten Emil

Schneeberger zusammengearbeitet. Schneeberger kam durch seine Beziehun-

gen zu Jošt mit dem durch Urteil des Volksgerichtshofs vom 24.April

1942 - 1 H 199/4l - wegen Feindbegünstigung, Vorbereitung zum Hochver-

aa da a aaa da  taa p 

in Prag Karl Kraus, dem flüchtigen Ingenieur Goller aus Prag und dem

flüchtigen Lehrer Franzišek Bednar, die sich sämtlich in der von Jošt

geführten Gruppe betätigten, zusammen. Nachdem Schneeberger Ende März

1940 den Jošt, der sich in Prag nicht mehr sicher fühlte, in dem Jagd-

haus seines Bruders in Luh untergebracht hatte, stand er laufend mit

Jošt in Verbindung, leitete ihm Nachrichten und Berichte anderer illegal

tätiger Personen zu, sammelte die.ihm von Jošt, Kraus, Goller und Bedndr

zugehenden Berichte und leitete sie teils in ihrer ursprünglichen Fas-

sung, teils nach Bearbeitung ebenso wie die von ihm selbst entworfenen

Berichte hauptsächlich dem inzwischen verstorbenen Advokaten Ebert in

Prag zur Weiterleitung an die Westmächte zu. Teilweise bediente er sich

bei der Weiterleitung der Mithilfe der Büroangestellten Anna Volman,

welche durch Urteil des erkennenden Senats vom 13.Februar 1942 - 1 H

207/4l - wegen Beihilfe zur Vorbereitung zum Hochverrat und zur Feind=

begünstigung zu acht Jahren Zuchthaus verurteilt worden ist. Durch Ver=

mittlung der Volman unterhielt Schneeberger ferner Beziehungen zu dem

im Auslande illegal tätigen tschechischen Schriftleiter Georg Bertl,

der etwa im Juli 1939 aus dem Protektorat nach Polen geflohen war und

sich später nach Bukarest begeben hatte, wo er mit dem Schriftleiter

Dr.Kahdnek gegen das Reich arbeitete. Dr.Kahanek - ein Jude - war früher

Re--
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nedakteur der von der tschechischen Agrarpartei herausgegebenen Tages

zeitung "Venkou". Er war auch im Juni l939 aus dem Protektorat nach

Polen geflohen und hielt sich gemeinsam mit Bertl zunächst in Warschau

I  aqoa Ja tn a u Jad pun

Dies alles ist gerichtsbekannt.

III.

Der Sachverhalt.

Im September l939 ließ sich Jošt durch den ehemaligen Sekretär der

Agrarpartei, den inzwischen abgeurteilten Martin Hrabtk (l H 2o7/4l),

beim Angeklagten einführen und bat zunächst, ihm eine Anstellung als

Uaao a  a na Ba daaa

te Jošt den Angeklagten bis Anfang l940 wiederholt insgesamt fünf-bis

sechsmal auf. Bei einem dieser Besuche unterrichtete Jošt den Angeklag-

s oda   tda ca da  

Ausland behilflich gewesen sei. Außerdem berichtete Jošt dem Angeklag-

ten darüber, dak er sich mit der Beschaffung von Nachrichten politi-

schen, wirtschaftlichen und kulturellen Inhalts befasse, die ins Aus-

o n a aa waa  an aaaaa p

von seiner Verbindung zu T■ebicky und Hieke. Ferner wurde dem Angeklag

ten von Jošt überbracht, daß man es in tschechischen Kreisen als wün

schenswert bezeichnet habe, daß der Angeklagte auch ins Ausland gehe

um in der Vorbereitungszeit für die Rückgewinnung der staatlichen

Selbständigkeit des tschechischen Volkes im Ausland ein Gegengewicht

gegen Beneš zu schaffen. Der Angeklagte lehnte eine Flucht ins Ausland

ab, da er sich als Landwirt zu sehr an die Scholle gebunden fuhlte. Als

Jošt um jene Zeit den Angeklagten um Geld für Hieke bat, lehnte der An

geklagte eine Geldspende zunächst ab. Der Angeklagte beauftragte je-

doch hierauf seinen Sekretär Drahokoupil, dem Jošt bei seinem nächsten

Besuche den Betrag von loooo Kronen auszuhändigen. Als Jošt einige Tage

danach den Angeklagten wiederum aufsuchen wollte, wurde er in dessen

Vorzimmer an den Sekretär Drahokoupil verwiesen, der ihm l0 O00 Kronen

 a P Paa ta p a aa Ca

nachträglich beim Angeklagten dafür. Gleichzeitig teilte er diesem mit

daß dieses Geld fur die illegale Flucht des Oberstleutnant Hieke ins

Ausland verwendet wurde. Bei seinen weiteren Besuchen überbrachte Jost

dem

01268
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dem Angeklagten auch mehrere - insgesamt etwa fünf - Briefe - , die von

den zunächst in Warschau und später in Bukarest tätigen Schriftleitern

Bertl und Kahanek stammten. Diese Briefe, die Jošt von der Volman er-

halten hatte, enthielten politische Stimmungsberichte über die Lage der

Tschechen im Ausland und über die Einstellung der Westmächte zur

Tschechenfrage. Sie waren "zu Händen des Herrn Vorsitzenden", wie der

Angeklagte als Vorsitzender der Agrarpartei bezeichnet wurde, gerichtet.

Nachdem Jošt Ende Märg l940, um einer Verhaftung zu entgehen, Prag

verlassen hatte und sich in einem Jagdhaus in Luch aufhielt, beauftragte

er den Schneeberger, die Verbindung zu dem Angeklagten aufrechtzuerhal-

ten. Darauf richtete Schneeberger am 8.Mai l940 einen Brief an den An-

geklagten, welchen er mit dem Decknamen "Dr.Svojstk" unterzeichnete

und in dem er um Herstellung einer persönlichen Verbindung bat. Dieser

Brief lautete:

"Bitte vernichten oder sicher aufbewahren.

Prag, den 8.Mai 1940

Sehr geehrter Herr Abgeordneter !

Ich bin der Ansicht, daß es erforderlich ist, unverzüglich

eine persönliche Verbindung herzustellen. denn die bisherige Ver

mittlung über Neb. oder eutl. über Klap. ist langwierig und beein-

trüchtigt die Raschheit unseres Handelns. Die Überbringerin gibt

Ihnen Referenzen über mich. Ich stehe dem Leiter der Gruppe nahe,

welche die Transporte in Verbindung mit der Militärgruppe durch-

 a da aaa dadaan p an

Ich kenne die hiesigen Gruppen im einzelnen, von denen die militä-

rische in letzter Zeit verborgen ist, und genau so behindert arbei-

tet, wie unsere Gruppe. In der Anlage übersende ich zur Durchsicht

a a  t as Saas at a pn

"Boj" andererseits zwei Briefe aus Paris und schlieplich eine An-

zahl unserer Nachrichten zu Ihrer Information, die alle bereits

oa  a p aba daa pn a 

wie ungünstig der Westen und auch die hiesige sozialistische Gruppe

gerade auf Sie schaut. Aus einigen der beigelegten Nachrichten er-

kennen Sie unseren Standpunkt. Wir sind zwar keine Agrarier, nichts

destoweniger sehen wir es als Nationalisten auf Grund unserer

tschechischen Einstellung und unserer politischen Überzeugung als

unsere Pflicht an, Sie von den angeführten Tatsachen zu benachrich-

tigen.

Nei-
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Weiter bin ich der Ansicht, daß die bisherige Spaltung der

gemeinsamen Tätigkeit einerseits unökonomisch, andererseits ge-

fährlich ist. Weiter benötigen wir häufig die Beglaubigung unse

rer Nachrichten, die offenbar oder vermeintlich entstellt sind.

Ich führe als Beispiel unsere Nachricht über Ing.Nol■ an, von

dem ich weiß, daß er mit Ihnen zusammenarbeitet. Aus dem Inhalt

weiterer Nachrichten erkennen Sie sicher, daß unsere Gruppe eine

der aktivsten Abwehrorganisationen bildete und es wäre sicherlich

im Interesse der Sache, wenn wir künftig direkt zusammenarbeiten

würden. Ich fuhre noch an, daß wir auch zu den Kommunisten eine

  uabaa da a a aa a Baa

und auf welche Art ich mit Ihnen die Verbindung aufnehmen kann.

Möglichst persönlichen Verkehr, andernfalls wünsche ich wenige

stens eine schriftliche Verbindung.

Ihr ergebener

Dr.Suojstk.

Mit dem im Brief erwähnten Neb ist Nebesky, der Präsident des

Närodnt sourucenstut, mit Klap. ist Klapka, der ehemalige Oberbürger

meister von Prag gemeint. Bei den im Schreiben Schneebergers erwihnten

zwei Briefen aus Paris handelt es sich um die Information des General

Viest und des Dr.Slautk sowie um den mit K.L. Voda unterzeichneten

Brief aus Paris.

t a c  p   s oa

mit den Verhältnissen der tschechischen Emigranten in Paris sowie m

den Plänen zur Wiedererrichtung eines unabhängigen tschechischen St

tes und lautet auszugsweise:

Im Oktober d.Js. wurde in Anwesenheit des Dr.Beneš der

tschechoslowakische nationale Ausschuß gebildet. Ursprünglich be-

stand nach Ausbruch des Krieges die Absicht, eine tschechoslowa-

kische Regierung zu bilden. Da die Besprechung über die Rekon-

struktion der ■sl.Armee vom 2.Oktober im Namen der gegenwärtigen

san Bana sa da Sa Baaa 

war, wurde durch namhafte französische militärische Kreise offen

gezeigt, daß sie die Bildung einer tschechoslowakischen Regierung

im Auslande wünschten. In der ersten Hälfte des Oktober trat eine

Änderung in der französischen Regierung ein, mit der in dieser

Zeit Msgr. Š r a m e k in Abwesenheit des Dr.Beneš verhandelte.

Es wurde vorgeschlagen, daß vorübergshend keine Regierung, son-

01267
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b

dern ein nationaler Ausschuß gebildet werden sollte, der in Vertre-

tung des tschechoslowakischen Volkes die Vollmacht einer Regierung

besitzen würde. Gleichzeitig wurde auch der Beschluß gefaßt, eine

Besprechung über die Rekonstruierung der ■sl. Armee vorzunehmen.

Es ist notwendig, die Gründe zu beleuchten, weshalb sich

Msgr. Š r a m e k zum Zwecke von Verhandlungen mit der französi-

schen Regierung verbunden hat, was zur Folge hatte, daß auch er

Mitglied des nationalen Ausschusses wurde. Ursprünglich war geplant

gewesen, eine mehrgliedrige Regierung zu gründen, in der Beneš ,

General Ingr, Osusky und Dr.Outrata vertreten sein sollten. Es war

beabsichtigt, in diese Regierung keinen exponierten gewesenen Poli-

tiker aufzunehmen, der zurzeit der Münchener Besprechung und auch

nachher geringeren Einfluß gehabt hat. Es ist zwar wahr, daß wir

zuverlässige Nachrichten haben, daß Msgr. Šramek von allen Politi-

kern am festesten gewesen ist und daj er der einzige aus der Fuh-

rerkoalition war, der sich gegen das schwächliche Vorgehen im Zusam-

menhang mit München bewährt hat. Nichtsdestoweniger bestand die

Absicht, nicht einmal ihn in die Regierung aufzunehmen, damit nicht

andere sich im Ausland aufhaltende Politiker für sich den Anspruch

t aoa ta a usaa an

Da aber das französische Außenministerium, an dessen Spitze ein

katholischer Politiker steht, Msgr.Šramek als den einzig möglichen

Verhandlungspartner ansah, wurde er auf diese Weise auf direkte

Forderung der Franzosen in den nationalen Ausschuß aufgenommen.

Nach unserer Ansicht, mit der auch der weit größere Teil der

Nation und sicherlich Dr.Hodža selbst übereinstimmen, ist alles

das, was in und nach München geschah, nach internationalem und Ver

moau uapunsun uauan daun uun pun binbun abunm

werden. Auch die Innenpolitik richtete sich nach dem ausländischen

Druck und dem politischen Terror, nicht. aber nach der freien.Ent-

scheidung des Volkes. Ungültig ist daher München, ungültig ist

Wien und auch Sillein. Damit ist auch die Selbständigkeitserklärung

der Slowakei unrechtmäpig. Das alles war germanische bezw. unga

rische Politik.

Das Volk muß nun frei über seine inneren Probleme entschei-

den, von niemandem beeinflußt und ohne jeden Terror. Wenn wir auf

uu sn n uao anapnn uaa o n uaa

eine Wiedergutmachung des Wiener Unrechtes vorstellen, wie könnten

die
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die an die Ungarn angegliederten slowakischen Gebiete wieder zu-

rückerhalten werden ?

Es ist natürlich, daß es politische Parteien nicht geben wird. Die

persönlichen Fragen dürfen sich nicht wiederholen.

Nochmals auf den Inhalt des Briefes von Dr.Hodža eingehend beto

nen wir, daß der demokratische Standpunkt in unseren Augen die Ver-

wirklichung irgend welcher totalitärer Gedanken ausschließt. Wir

kämpfen gegen den Totalismus mit autoritären Methoden und deshalb

können wir nicht anerkennen, daß irgendeine Gruppe von Personen al-

lein berechtigt sei, das Volk zu vertreten. Um so weniger können

wir einer Delegation oder Gruppe von einzelnen irgend ein derartiges

Recht aussprechen. In keinem Falle weisen wir darauf hin, daß die

Mehrheit der verdienten und ausgezeichneten Slowaken im Auslande 

den angeführten Grundsätzen übereinstimmt. Wir wissen, daß die ame-

rikanischen Slowaken, die sich mit Überzeugung dem nationalen Kampfe

angeschlossen haben und auch den ■sl. nationalen Ausschuß anerkann-

ten, damit übereinstimmen. Wir sind überzeugt, daß auch die Mehr-

heit des Volkes daheim und in anderen Ländern nach Prüfung der hier

angeführten Gründe mit uns übereinstimmen wird.

Wir wollen alle Kräfte vereinigen, welche in das freie und mit

uns befreundete Ausland gelangten. Wir erneuern die ■sl. Armee, or-

ganisieren alle Kräfte der im Ausland lebenden Landsleute, die sich

freiwillig melden und zu Opfern für die Freiheit unserer Heimat be

reit sind. Wir wünschen uns, daß in diesem Kampfe alle Slowaken b

reit sind. Wir wünschen uns, daß in diesem Kampfe alle Slowaken im

Geiste Masaryks und Štefaniks stehen. In diesem Sinne bitten wir

Sie, helfen sie uns, indem Sie auf Dr.Hodža in dem Sinne einwirken,

daß er sich uns und unserer Bewegung anschließt, damit wir nur ein

Ziel vor uns haben - eine freie Tschecho-Slowakei in einem freien

Europa. .....

Schicken Sie katholische Politiker weiters statistische Daten

aa aaaa   

worden war. Schickt uns auch Leute, welche Friedensverhandlungen aus

arbeiten können, wie auch Statistiker und Staatswirtschaftler. Wei-

ters schickt uns noch slowakische Redakteure. ....."

In dem mit R.L.Voda unterfertigtenwsctreiben aus Paris nach Prag wurde

u.a. folgendes mitgeteilt:

"Pei-

012675
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habe und hebt vor allem Herrenreiter (Beran) hervor, der sich

angeblich ab l5.3.39 ganz für uns eingestellt habe. Ich habe

bisher nicht mit ihm gesprochen und ich kann mir gurzeit noch

a a d wa  d a 

dung zu ertragen. ...."

Der nähere Inhalt der in dem Briefe Schneebergers vom 8.Mai l940 erwähn

ten Nachrichten, die, wie es in dem Briefe heißt, schon nach Belgien

weitergegeben waren, konnten nicht festgestellt werden.

Sa aa u a   S a

vom 8.Mai l94o samt Anlagen der Frau Ji■ina Svoboda, der Schwester des

Schriftleiters Jošt, mit dem Auftrag, die Schriftstücke dem Angeklag-

Sa daadaa a p aa a  a

vorsprechen könne. Die Svoboda, deren inzwischen verstorbener Mann ein

Landsmann des Angeklagten war, hatte somit zu diesem nähere private Be-

a pn S saa ta aa SnSaa

digte diesen davon, daß der Angeklagte bereit sei, ihn zu empfangen.

Schneeberger suchte dann in Begleitung der Svoboda zwischen dem l2. und

19.Mai l94o den Angeklagten im Buro der Verlagsgesellschaft der Zeitung

"Novina" in Prag auf. Nachdem die Svoboda den Schneeberger beim Ange-

klagten mit den Worten "das ist der Dr.Svojstk" eingefuhrt hatte, stell-

te sich Schneeberger mit seinem richtigen Namen vor. Auf die Frage

Schneebergers, ob er seine Briefe erhalten habe, antwortete der Ange-

klagte bejahend und fügte bei, den Brief auch gelesen zu haben. Darauf

hin machte Schneeberger den Angeklagten darauf aufmerksam, daß der in

diesem Brief vom 8.Mai l94o erwähnte Nol■ ein Vertrauensmann der Gehei-

men Staatspolizei sein solle und fragte, ob der Angeklagte mit Nol■

  ar adaaabata aadaaa

oder zweimal gesprochen und halte ihn für einen Schwätzer. Schneeberger

übergab dem Angeklagten dann ein oder zwei Abschriften von Nachrichten

über wirtschaftliche Angelegenheiten, die von Bertl in Bukarest zusam-

mengestellt und über die Volman an ihn gelangt waren. Ferner erklärte

Schneeberger, er komme im Auftrage von Jošt und legte dem Angeklagten

einen Brief Bertls aus Bukarest vor, den er auch von der Büroangestell-

ten volman erhalten hatte. In diesem Briefe bat Bartl für seinen Mitar

beiter Kahänek, der schwer erkrankt sei, um Unterstützung. Der Angeklag-

te erklärte; daß Kahanek ohnedies von der Verlagsgesellschaft "Novina"

_noch



10w

- 12 -

noch 20 000 K. zu bekommen habe und händigte dem Schneeberger l0 000 K.

aus. Schneeberger übergab diesen Betrag an die Büroangestellte Volman,

welche das Geld an den Monteur Jaroslav Mazanek in Pilsen weiter leitet

Mazanek hatte diesen Betrag dem Bertl in Bukarest geliehen. Am Schluß

der etwa 20 Minuten dauernden Unterredung erklärte der Angeklagte,

Schneeberger könne ihn in Zukunft auch allein aufsuchen, er solle sich

unter dem Namen "Dr.Svojsik" bei ihm anmelden lassen.

IV.

Einlassung und Würdigung.

Der Angeklagte hat zugegeben, daß ihn Jošt im September l939 zim

erstenmal aufgesucht habe und bei ihm wegen einer Anstellung als Schr

leiter der Tageszeitung "Venkov" vorstellig geworden sei. Der Angeklag-

te habe jedoch den Jošt durchaus nicht für seriös und einer solchen An-

stellung für nicht wert gehalten. Da ihn Jošt trotzdem immer wieder

aufsuchte, habe er es auf alle Fälle versucht, thn loszuwerden. Schliep

lich habe er ihm eben aus diesem Grunde l0 000 K. gegeben, ohne daran

zu denken, daß dieser Betrag illegalen Zwecken zugeführt werden könnte,

obwohl er im Laufe der Zeit den Eindruck gewonnen hatte, daß Jošt sich

irgendwie illegal betätigte. Der Angeklagte hat auch zugegeben, von

Jošt etwa fünf Briefe erhalten zu haben, die von den zunächst in War-

schau und später in Bukarest tätigen Schriftleitern Bertl und Kahänek

stammten. Von einer Verbindung zwischen Jost, T■ebicky und Hieke habe

er jedoch überhaupt nichts gewußt. Davon habe ihm Jost erst nach der

Festnahme erzählt, und zwar auf dem gemeinsamen Transport nach Dresden

sowie im Gefängnis in Dresden, wo er mit Jošt eine Zeitlang in einer

gemeinsamen Zelle untergebracht gewesen sei. Ferner hat der Angeklagte

in der Hauptverhandlung eingeräumt, durch Vermittlung der Svoboda den

 aao   w wafa aoaa t

gen erhalten zu haben. Infolge Arbeitsüberlastung habe er diesen Brief

samt Anlagen nur überflogen, ohne den Inhalt recht erfaßt zu haben. Er

a aaaat m d da aa a aa wa  d

handelte und deshalb habe er den Brief mit Anlagen sofort vernichtet.

Auch habe er bei der Vorstellung des Schneeberger auf den Namen nicht

geachtet, Er wisse daher nicht, ob Schneeberger bei ihm unter seinem

richtigen Namen oder unter dem Decknamen "Dr.Suojstk" eingefuhrt wurde

01265
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Er habe daher den Schneeberger auch nicht aufgefordert, er solle sich

in Zukunft mit seinem Decknamen "Dr.Svojsik" bei ihm anmelden lassen.

aa  da ea a  d Paa

te. Der dem Schneeberger übergebene Betrag von lo ooo K. sei ausschließ

lich für Heilungskosten Kahaneks bestimmt gewesen, den der Angeklagte

 o  o Ja   t aaa 

sen wollte.

Soweit der Angeklagte bestritten hat, Kenntnis davon gehabt zu ha-

a s aa da pu er mar m ca d e ad

illegale Zwecke bestimmt gewesen sind, konnte der Senat den Angaben des

Angeklagten nicht folgen. In dieser Hinsicht erscheint der Angeklagte

namentlich durch die Bekundungen der in der Hauptverhandlung als Zeugen

vernommenen Jost und Schneeberger überführt.

Jošt hat als Zeuge angegeben, er habe den Angeklagten davon unter

richtet, daß er dem Schriftleiter Bertl bei seiner Flucht ins Ausland

so buto sa  a o do  pun ta aama o

Nachrichten politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Inhalts, wel-

che ins Ausland weitergeleitet würden, befasse. Auch habe er dem Ange-

klagten schon damals von seinen Verbindungen zu dem ehemaligen Nachrich-

 S  P Ta

lung gemacht. Die Geldspende habe er ausdrücklich für Hieke erbeten und

habe sich auch nachträglich beim Angeklagten für den ihm durch dessen

Sekretär Drahokoupil überreichten Betrag von lo ooo K. bedankt. Gleich

zeitig habe er gesagt, daß dieses Geld fur die illegale Flucht des

Oberstleutnants Hieke ins Ausland verwendet wurde.

Es lag nicht der geringste Grund vor, den Bekundungen des als

Zeugen vernommenen Jošt keinen Glauben zu schenken, zumal seine Aussa-

ge im wesentlichen mit den Angaben, welche er in dem gegen ihn selbst

  a

Angeklagte Beran hat übrigens schon daraus, daß ihm Jošt mehrere Briefe,

die von den zunächst in,Warschau und später in Bukarest tätigen Schrift=

leitern Bertl und Kahånek stammten, überbracht hat, erkennen müsse, daß

Jošt illegale Beziehungen zum Ausland hatte. Insoweit der Angeklagte

behauptet hat, von einer Verbindung des Jošt mit T■ebicky und Hieke

überhaupt nichts gewußt, sondern hiervon erst nach seiner Festnahme er-

fahren zu haben, ist er nicht nur durch die bestimmte Aussage des Zeugen

Jošt überführt, sondern auch durch seine diesbezügliche ausführliche Ein-

lassung vor dem Ermittlungsrichter, Aus dieser Einlassung ergibt sich

un
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unmißverständlich, daß der Angeklagte bereits bei den von September

C a f bo co aaufa t t se T

aaaa pn aaan ban

Im übrigen hat der Angeklagte vor dem Ermittlungsrichter angege-

ben, bei der Hingabe der l0 O00 K. an Jost kein reines Gewissen gehabt

zu haben, doch habe er dem Jošt auf diese Weise klar machen wollen,

daß er kein Verräter am tschechischen Volke sei. Vor dem Ermittlungs-

richter hat der Angeklagte auch angeführt, den Eindruck gehabt zu haben,

daß Jošt einer geheimen tschechischen Organisation angehöre, welche

auf die Wiedererlangung der staatlichen Unabhängigkeit des tschechi-

Satd  a ea

des richterlichen Protokolls hat der Angeklagte keine Einwendung erho

ben. Bei der Hauptverhandlung hat er jedoch auf die ihm in dieser Ric

tung gestellten Fragen ausweichend geantwortet und schlieplich nur zu

gegeben, im Laufe der Zeit den Eindruck gewonnen zu haben, daß Jošt

sich irgendwie illegal betätigte.

Schließlich hat der Angeklagte in der Hauptverhandlung angeführt,

er habe den Jošt für einen Phantasten gehalten und deshalb trotz seiner

verdächtigen Äußerungen in ihm keine Gefahr für das Reich gesehen. Des-

halb habe er auch von der Erstattung einer Anzeige gegen Jošt Abstand

genommen. Schließlich habe er kein Angeber sein wollen und auch nicht'

sein können. Denn es hätte für ihn und für seine Pamilie Lebensgefahr

bestanden, wenn jemand erfahren hätte, daß er einen Landsmann wegen

Hochverrats den deutschen Behörden angezeigt habe. Der Angeklagte hat

sich somit in dieser Weise unter Berufung auf den Strafausschliejungs

grund des Notstands der Nichtanzeige eines hochverräterischen Unternen

mens gewissermaßen schuldig bekannt. Ganz abgesehen davon, dap bei der

erwiesenen aktiven Betätigung des Angeklagten durch Hingabe von Geld

spenden der Tatbestand des § 139 StGB. in diesem Palle nicht in Frage

kommt, wäre eine Berufung auf den Strafausschliejungsgrund des Not

stands im Sinne der §§ 52,54 StGB. vollkommen abwegig.

Der Senat hat nicht den geringsten Zweifel, daß der Angeklagte

über die Art der illegalen Betätigung des Jošt unterrichtet gewesen

ist und daß er auch gewußt hat, daß der dem Jošt durch Drahokoupil über

mittelte Betrag von l0 O00 K. zur Unterstützung der von Jost im Rahmen

einer geheimen Organisation entwickelten reichsfeindlichen Tätigkeit

bestimmt war.

Durch die Bekundungendes Zeugen Schneeberger ist festgestellt,

Fop
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daß der Angeklagte das im Sachverhalt angefuhrte mit "Dr.Svojstk" unter-

zeichnete Schreiben vom 8.Mai l940 samt Anlagen nicht nur, wie der Ange-

klagte behauptet, fluchtig gelesen hat, ohne hierbei den Innalt recht

zu erfassen, sondern daß er vielmehr den Inhalt dieses Schreibens zur

Kenntnis genemmen hat. Der Angeklagte hat nämlich nach den glaubhaften

Angaben des Sehneeberger dessen Frage, ob er diesen Brief erhalten habe,

nicht nur bejahend beantwortet, sondern auch beigefügt, den Brief gele-

sen zu haben. Überdies hat sich der Angeklagte auch mit Schneeberger

über den im Brief erwähnten Nol■ unter Bezugnahme auf den Inhalt des

Briefes unterhalten. Auch die Überbringerin dieses Briefes - Frau

Suoboda - hat als Zeugin bestätigt, gesehen zu haben, wie der Angeklagte

den Brief und die Beilagen in ihrer Anwesenheit gelesen hat. Ihr set

sogar aufgefallen, daß der Angeklagte hierbei gelächelt habe. Schließ-

lich hat der Angeklagte selbst zugegeben, aus dem Brief erkannt zu ha-

ben, daß es sich um eine illegale Betätigung handle. Deshalb habe er

auch den Brief samt Anlagen vernichtet.

Auf Grund der Bekundungen der Zeugen Schneeberger und Svoboda

steht weiter fest, daß dem Angeklagten bekannt war, daß der Brief vom

a a   m   

war. Denn Schneeberger hat als Zeuge bestätigt, von der Svoboda mit

den Worten "Das ist der Dr.Suojstk" beim Angeklagten eingeführt worden

zu sein. Daraufhin habe sich Schneeberger erst mit seinem richtigen

Namen vorgestellt. Der Angeklagte habe dann erklärt, er werde sich

diesen Namen leicht merken, weil er auch einen"Dr.Svojsik" kenne.

Auf Grund der Aussage des Zeugen Schneeberger ist weiter festge-

stellt, daß der Angeklagte dem Schneeberger gesagt hat, er könne ihn

kunftighin auch ohne die Frau Suoboda aufsuchen, er solle sich jedoch

unter dem Namen "Dr.Suojstk" bei ihm anmelden lassen.

Der Angeklagte, welchem somit der Inhalt des mit einem Decknamen

unterzeichneten Briefes vom 8.Mai l94o bekannt war, wußte, daß Schnee-

a a  Ca

Endes darauf ausgingen, mit Gewalt die deutsche Obrigkeit abzuschüt-

teln und einen selbständigen tschechischen Staat wieder aufzubauen.

Ferner erkannte der Angeklagte aus dem Inhalt dieses Briefes, daß

Schneeberger auch im Nachrichtendienst mit dem Auslande tätig gewesen

ist.

Aus den ihm von Schneeberger übermittelten Abschriften von Nach-

richten über wirtschaftliche Angelegenheiten, die von Bertl in Buka-

rest
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rest zusammengestellt waren, und aus dem weiteren Brief Bertls aus Bu—

karest, in welchem dieser für den im Auslande gegen das Reich tätigen

Juden Kahanek eine Unterstützung erbat, erkannte der Angeklagte eindeu-

tig, daß Schneeberger illegale Beziehungen zum Auslande aufrechterhielt.

Im übrigen hat der Angeklagte vor dem Ermittlungsrichter zugegeben,

den Eindruck gehabt zu haben, daß Schneeberger gegen die Interessen des

Reichs arbeite. Der Angeklagte habe gedacht, Schneeberger sei in glei-

cher Weise tätig wie Jošt.

Der Senat ist daher überzeugt, daß der Angeklagte durch Hingabe

der l0 O00 K. an Schneeberger dessen illegale Tätigkeit unterstützen

o t coa   aoa d u s e do aon

Schneeberger im Rahmen der von diesem entfalteten reichsfeindlichen

Tätigkeit Verwendung finden werde.

Der Senat hat bei der Entscheidung über die Schuldfrage das Erges

nis der vom Angeklagten angebotenen und durchgeführten Entlastungsbe—

weise entsprechend gewürdigt. Der Angeklagte hat nämlich auch behauptet,

er habe in dem Bestreben, den Jošt, welcher von vornherein einen unse-

riösen und ungünstigen Eindruck auf ihn gemacht habe, loszuwerden, ihn

stets an seinen Sekretär Drahokoupil verweisen lassen, welcher den Auf-

trag hatte, den Jošt unter irgendeinem Vorwande abzuweisen. Die Unter-

Sa aa  a a taaasas t

a  ad a daaa

vielfach größere Geldbeträge aus den ihm zur Verfügung stehenden Mit-

teln auszahlen ließ.

Der als Zeuge vernommene Sekretär des Angeklagten, Franz Draho-

koupil, konnte nicht bestätigen, vom Angeklagten beauftragt worden zu

sein, den Jošt unter einem Vorwande abzuweisen, da der Angeklagte die-

-a o ab a ao aa daaa abfda o a

ten des Angeklagten gehört zu haben, daß dieser wiederholt Personen,

die er nicht empfangen wollte, abweisen lie,. Ob dies auch bei Jošt

o  oo aa Ca a T 

Soweit die Zeugen Drahokoupil und Haltk bestätigt haben, daß der

Angeklagte als Vorsitzer der Agrarpartei an Schriftleiter verschiedent-

-a a p ca a a da a 

klagten in keiner Weise entlasten, denn es ist nur allzu verständlich,

daj der Angeklagte als führende politische Persönlichkeit auch in die

Lege genommen ist, in vollkommen legaler Weise unterstützungsbedürfti-

gen Schriftieitern an die Hand euegepen.

Der

Arch
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Der Angeklagte hat ferner behauptet und unter Beweis gestellt, er

habe sich seit l936 stets für eine Verständigung der Tschechen mit den

apaa dap aa S an dt a pun Paaa aoda

schen an der Regierung in der ■SR. eingetreten. Man habe ihn daher we-

gen seiner positiven Einstellung zum deutschen Volke in verschtedentli-

cher lelse angefeindet und verfolgt. Auch sei er ein ausgesprochener

urteigegner des früheren tschechischen Außenministers und späteren

Staatspräsidenten Beneš gewesen, habe namentlich gegen die von Beneš

geführte Außenpolitik sowie gegen den Anschluß an die Westmächte Stel

Saa a-a  Ba S p Co B

an das Gropdeutsche Reich gefordert, die er als Voraussetzung einer

friedlichen Entwicklung des tschechischen Volkes ansah. Ferner habe er

sich nach Abdankung des Präsidenten Masaryk im Jahre l936 gegen die

Wahl des Beneš zum Präsidenten der tschecho-slowakischen Republik ge-

wandt und einen Gegenkandidaten in der Person des tschechisch-bürgerli-

chen Universitätsprofessors Dr.N■mec aufgestellt. Hierbei sei er im

t ta p Ra Caaad  aaa

gen. Nur einem in letzter Stunde erfolgten Stimmungsumschwung bei der

slowakischen Volkspartei (der sogenannten Hlinka-Partei), die sich an

die getroffenen Abmachungen nicht hielt, sei es zuzuschreiben, daß Be-

nes doch noch zum Prisidenten gewählt wurde.

Auch hat sich der Angeklagte darauf berufen, in einem Leitartikel

a st a

kov" vom l.Januar l938 darauf hingewiesen zu haben, daß in der tschecho-

slowakischen Republik Millionen von Deutschen in unmittelbarem Anschluß

an das Großdeutsche Reich leben und daß man mit diesen Tatsachen rech-

a a saada ada uaa t ba pu a

stellung eines guten Verhältnisses mit den Deutschen in der Tschecho-

Slowakei und andererseits mit dem Deutschen Reich verlangt, wobei es

in dem Artikel wörtlich geheiben habe:

"Wir wollen eine Vereinbarung mit Deutschland um den Preis aller

Zugeständnisse."

In den kritischen Septembertagen des Janres l93e habe sich der Ange

klagte auf das entschiedenste gegen die Kriegshetzer gewandt und sei

in schärfsten Widerspruch mit Beneš geraten. Der Angeklagte sei es gewe-

sen, welcher bein Staatspräsidenten Dr.Hacha angeregt habe, den Weg

der unmittelbaren Puhlungnahme mit dem Puhrer zu sucnen, die schliek-

lich zur Brrichtung des' Protektorats Böhmen und Mähren geführt hat.

Schlie.β-
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Schließlich sei der Angeklagte nur deshalb freiwillig von dem Po-

sten als Ministerpräsident zurückgetreten, weil er die deutsche Sprache

nur mangelhaft beherrschte und in diesem Mangel ein Hindernis fur die

a a p aaaaaanaaaaaaa

schen Behörden erblickte.

Diese Behauptungen hat der Angeklagte deshalb unter Beweis ge-

stellt, um die Glaubwürdigkeit der Belastungszeugen - namentlich der

Zeugen Jošt und Schneeberger - zu erschüttern, da doch nicht anzunehmen

sei, daß ein Mann, der zum Deutschtum und zum Deutschen Reich so positil

eingestellt war, wie der Angeklagte und diese Einstellung durch posi-

tive Handlungen betätigt und die Deutschen geradezu ins Land gerufen

hat, sich einer strafbaren Handlung gegen die Interessen des Reichs

schuldig gemacht haben sollte.

Die Zeugen Rudolf Haltk und Dr.Emanuel Slaby haben angegeben, d&

der Angeklagte ein Gegner des ehemaligen tschechischen Außenministers

und späteren Staatsprisidenten Beneš gewesen sei und daß er ständig

öffentlich die Politik und die Methoden Beneš's bekämpft habe. Das ist

übrigens auch gerichtsbekannt.

Aus den zur Verlesung gebrachten Mitteilungen der Gesandten

Eisenlohr und Hencke vom 20. und 26.Mai 1942 geht zwar heruor, daß sich

der Angeklagte in Wort und Schrift für einen Ausgleich mit der Sudeten-

ma ta a a  a aa a aa

Sa Canasa at p aas  aa

seitens der tschechischen Öffentlichkeit vielen Anfeindungen ausgesetzt

gewesen sei.

 a Ba a Saaoaa oa wa da 

präsidenten des Protektorats Böhmen und Mähren Dr.Emil Hacha vom l5.Ju-

ni 1942 ergibt sich ferner, daß über die Fragen, ob der Angeklagte für

eine Verständigung mit der Sudetendeutschen Partei eingetreten sei, und

ein ausgesprochener Gegner Beneš's gewesen sei, die damaligen deutschen

a ta 

Hierzu wurde daher der Staatssekretär des Reichsprotektors i Grup-

penführer Karl Hermann' Frank als Zeuge gehört. Auf Grund dieser Aussa-

ge ist folgendes festgestellt:

Es ist zwar richtig, daß der Angeklagte im Herbst l938 die Notwen-

o oa Sa e  a W  a

aa tao sa da o a da  a aa

guten Beziehungen zu Frankreich yndorolen aufrechtzuerhalten, d.h. also

zu

01262

NCY



14

- 19 -

zu jener verbündeten Müchtegruppe, die alles daran setzte, das Reich

in seiner ihm in Versailles auferlegten Ohnmacht zu halten.

 a a aa C t a  

Deutschfreundlichkeit vorgeworfen wurde. Der Angeklagte hat sich jedoch

immer durch entsprechende Dementis gegen den Verdacht der Deutschfreund-

lichke i verwahrt.

Es ist auch nicht richtig, daß sich der Angeklagte seit l936

stets für eine Verständigung der Tschechen mit den Deutschen eingesetzt

habe. Seine Einstellung hierzu hat der Angeklagte namentlich in ver

schiedenen offiziellen Zeitungsartikeln zun Ausdruck gebracht. So ist

am 18.Mai 1935, also ein Tag vor den tschechischen Parlamentswahlen in

der deutsch geschriebenen "Prager Presse", dem damaligen offiziösen

SPa a S  e a Co

 a 

angefuhrt war:

- a aa a o  a 

date der Henlein-Partei. Wir hören zwar ihre Kundgebungen über

das positive Verhältnis zu diesem Staate. Wir sind aber miptrau-

isch und glauben vorläufig nicht daran, da; das ehrlich gemeint

und daß ihre Anhinger diese Meinung aufrichtig teilen ....

Die Heimatfront (das ist die damalige Bezeichnung der Su-

detendeutschen Partei) ist und bleibt nach den wahlen ein Fremd-

körper in der tschecho-slowakischen Demokratie und ohne Rücksicht

ao Ia ue aua a  a a  a In

Regierung wegen dieses ihres Charakters nicht wünschenswert ....

Aber es ist notwendig, daß wir in Henlein in erster Reihe kei-

neswegs einen Deutschen sehen, sondern den Vertreter roher und

verabscheuungswürdiger Doktrinen, die wir ablehnen, in welcher

Sprache sie auch immer vorgebracht werden."

Der Zeuge Frank hat ferner bestätigt, daß die Behauptungen des Ange-

a aa s a a    d 

der Regierung eingetreten, unrichtig sind. Der Zeuge hat in dieser Hin

sicht auf einen in der oben genannten "Prager Presse" am 20.Januar

1938 erschienenen Artikel verwiesen, in welchem unter der Überschrift

"Svehla-Linie bleibt" uber die erste Sitnung des Fräsidiums der Agrar-

Partei Bericht erstattet wurde. In diesem Artikel war ausgeführt:

Die verantwortlichen Faktoren der Republikanischen Fartei hal-

a oo uo Jop u yodo do u don aa you uo

stell
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stellten Linie einer konstruktiven und initiativen Zusammenar-

beit mit den Sozialisten und an der demokratischen Ideologie

des landwirtschaftlichen Volkes fest. Die Partei ist weit da-

von entfernt, an den Grundlagen der Zusammenarbeit mit den.übri-

gen Koalitionsparteien zu rihren und an eine Zusammenarbeit

mit Parteien einer anderen als dieser Grundnaltung zu denken.

Infolgedessen gehören auch die Behauptungen von dem Willen zu

einer Zusammenarbeit mit der Sudetendeutschen Partei in der Re-

gierung in das Reich der Fabel."

Insoweit sich die Verteidigung darauf berufen hat, daß der Angeklagte

in einem Artikel der Neujahrsausgabe l938 des Agrarblatts "Venkov" für

die Herstellung eines guten Verhältnisses mit dem Deutschen Reich einge-

treten sei und eine Vereinbarung mit Deutschland um den Freis aller

Zugeständnisse herbeiführen wollte, ist durch die Aussage des Zeugen

K.H.Frank festgestellt, da, der Angeklagte in seinem Zeitungsartikel

darauf hingewiesen hat, das 1 l/4 Millionen deutsche wähler in der

tschecho-slowakischen Republik leben, der S.d.F. ihr Vertrauen gegeben

haben und daß die entsprechenden Schlußfolgerungen zu ziehen seien. Der

Ausspruch "Wir wollen eine Vereinbarung mit Deutschland um den Preis

aller Zugeständnisse" ist jedoch in diesem Artikel nicht enthalten.

Aus der Aussage des Zeugen Frank ergibt sich ferner, daß es in den

Aujenausschüssen des Parlaments der ■sh.häufig aus parteipolitischen

Gründen zu scharfen Auseinandersetzungen kam. Der Angeklagte kann je-

doch nicht von sich behaupten, der von Beneš betriebenen Außenpolitik

entjegengetreten zu sein, weder hinsichtlich der Beziehungen zu Deutsc

land, noch bezüglich der Teilnahme an den Sanktionen gegen Italien,nor

bezüglich der Völkerbundspolitik. Im Gegenteil, bei allen Abstimmungen

stimmte er für die Politik des Beneš.

Hervorgehoben zu werden verdient auch, daß die tschechischen

Agrarier seit l922 ununterbrochen den Posten des Ministerprüsidenten

besetzten , sie waren immer durch drei weitere Minister in der Regie-

a o ao  ada p aa B

tschechische Politik. Vor allem stellten sie den Innenminister entweder

aus ihrer Fartei oder durch einen dieser Partei nahestenenden Beamten.

Aber gerade diese Personen haben die Landnahme gegen die Sudetendeut-

schen betrieben. Das wäre ohne Billigung des Angeklagten nicht möglich

gewesen.

Perner wurden alle währendvdes Bestehens der tschecho-slowaki-

schen

0K261
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schen Republik von Beneš vorgetragenen politischen Exposés von der

Agrar-Partei genehmigt, insbesondere die Sanktionen gegen Italien, der

ataaa sp aa  ma

Die behauptete Unterstützung der Kandidatur des Professors

Dr.Nemec als Präsident der tschecho-slowakischen Republik war nur ein

Manöuer. Der Zeuge Frank hat selbst als Repräsentant der Sudetendeut=

schen Partei zwei Nächte vor der am l8.Dezember l935 in Prag stattge-

fundenen Präsidentenwahl mit dem Angeklagten persönlich verhandelt, um

aaaada  ua  a  daa

Partet die Wahl des Dr.Beneš zum Staatspräsidenten zu vereiteln. Bei

So a a d d J  C

Zeugen eingegangen und hat zu erkennen gegeben, daß sich die Agrar-

Partei fur die Wahl des Professors Dr.N■mec einsetzen werde. Am Tage

lo a a  a to a a oa   da

rechtsgerichteten Agrariern einheitlich für Beneš gestimmt.

Es ist auch nicht richttg, daß sich der Angeklagte in den kriti-

schen Septembertagen auf das entschiedenste gegen die Kriegshetzer

wandte und in schärfsten Widerspruch zu Beneš geriet.

Unmittelbar vor den Münchener Besprechungen veranstaltete der dama-

o    oo  od- 

tschechischen Parteivorsitzenden über ihre Stellungnahme zu den deut-.

schen Forderungen.

Jeder der Vorsitzenden schickte daraufhin eine schriftliche Erklä-

rung an Huntzbüchler, die als Interview in der französischen Presse ver

öffentlicht werden sollte. In der Formulierung waren diese Erklärungen

zwar unterschiedlich. Alle Parteivorsitzenden - unter ihnen auch der

Angeklagte Beran - erklärten jedoch übereinstimmend die deutschen Forg

derungen für unannermbar und gaben ihrer Entschlossenheit Ausdruck, den

-a a a   a aa  a p

gen.

Der Zeuge Frank hat weiter bekundet, daß der Angeklagte als

tschechischer Ministerpräsident seinerzeit davon unterrichtet gewesen

sein muß, daß dem Staatspräsidenten Dr Hacha der Vorschlag gemacht

wurde, den Weg der unmittelbaren Pühlungnahme mit dem Führer zu suchen.

Dem Zeugen ist jedoch bekannt, daß der damalige tschechische Minister

Havelka Anspruch darauf erhob, derjenige gewesen zu sein, welcher den

S S Ca Caat e aa

des Zeugen Frank stehen auch mit der diesbezüglichen Äußerung des

Staats-
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Staatspräsidenten Dr.Emil Hacha vom 15.Juni 1942 im Einklang, wo es

heißt:

"Der Vorschlag, den Weg der direkten Fühlungnahme mit dem Führer

zu suchen, der schließlich gur Errichtung des Protektorats Böhmer

und Mähren geführt hat, wurde mir von dem damaligen Minister

Dr.Havelka als Beschluß der Regierung, an deren Spitze Beran

als verantwortlicher Ministerpräsident stand, vorgetragen."

Es ist also nicht festzustellen, daß gerade der Angeklagte für sich

in Anspruch nehmen darf, der Urheber dieses Gedankens gewesen zu sein.

Schließlich hat der Zeuge Frank bestätigt, daß für den seiner-

zeitigen Rucktritt des Angeklagten von dem Posten des Ministerpräsi-

denten die ungenügende Kenntnis der deutschen Sprache nicht ausschlag-

gebend gewesen ist, wie der Angeklagte behauptet. Der Rücktritt des

Angeklagten sei allein deswegen erfolgt, weil er in keiner Weise mehr

das Vertrauen des Reichsprotektors besaß. In politischen Kreisen in

Prag und insbesondere bei den ausländischen Journalisten war damals

bekannt, daß der Angeklagte seit dem l5.März l939 bestrebt war, bei er-

ster Gelegenheit sich seines Amtes als Ministerpräsident zu entledi-

gen. Außerdem sei auch der Verdacht aufgekommen, daß der Angeklagte

Verbindungen zum polnischen Nachrichtendienst unterhalten habe. Aus

diesen Gründen sei dem Angeklagten der Rücktritt vom Posten des Mini-

sterpräsidenten nahegelegt worden.

Auf Grund der bestimmten, überzeugenden und erschöpfenden Aussage

des Zeugen Frank war es nicht erforderlich, uber die politische Rolle,

die der Angeklagte Beran gespielt hat, weitere Beweise durchzuführen.

Es war daher insbesondere dem Antrag auf Vernehmung des Reichsstatthg

ters und Gauleiters Konrad Henlein, des Gouverneurs Kundt und des Re-

gierungspräsidenten Dr.Sebekowsky keine Folge zu geben. Dies um so we-

niger, als der Zeuge Frank auch bekundet hat, den Angeklagten schon

seit dem Jahre l936 zu kennen und über dessen politische Tätigkeit

stets gut unterrichtet gewesen zu sein, da er als stellvertretender

Führer der Sudetendeutschen Fartei, als Vertreter Konrad Henleins und

als Abgeordneter im damaligen tschechischen Parlament wiederholt mit

Bn aaa a d a a  

daß dieser Zeuge in seiner maßgeblichen politischen Stellung die poli-

tischen Vorgänge in der tschecho-slowakischen Republik nicht nur gründ-

lich verfolgt hat, sondern daß er auch eingehend und richtig über die

in Frage kommenden Umstände unterrichtet gewesen ist.

Auf

01260
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Auf Grund dieser Feststellungen lag um so weniger ein Anlaß vor,

die Glaubwürdigkeit der Zeugen Jošt und Schneeberger anzuzweifeln, als

es sich nach der Aussage des Zeugen Frank beim Angeklagten Beran um

S   o  s Jo oo o

Drahtzieher hinter den Kulissen zu wirken, um auf diese Weise stets

ein Doppelspiel führen zu können. Denn er sei ein Mann mit dem Janus-

kopf, mit einem Doppelgesicht, der nach der jeweiligen politischen Si-

tuation sich einzustellen vermochte.

Der Senat hat auch den Eindruck gewonnen, daß es sich bei dem An-

geklagten um einen solchen Mann"mit dem Januskopf" handelt, der bemuht

war, seinen Mantel nach dem jeweiligen politischen Winde zu drehen. Die

festgestellte strafbare Handlungsweise des Angeklagten wird hierdurch

auch vollkommen erklärlich. Denn wie sich aus dem Sachverhalt ergibt,

wollte sich der Angeklagte durch die Ausfolgung von Geldbeträgen, wel-

 o o w a pn f a da baa aa 

heimen Organisation entwickelten reichsfeindlichen Betätigung bestimmt

waren, ein politisches Alibi verschaffen für den Fall, daß es im Sinne

der Anschauung unbelehrbarer Tschechen in diesem Kriege zu einer Nie-

derlage Deutschlands und damit zu einer Änderung der gegenwärtigen Ver-

hältnisse im böhmisch-mährischen Raum kommen sollte. Der Angeklagte

wollte sich offenbar hierdurch einen Beweis dafür verschaffen, dap er

SSS  a C  a a

treten sei. Dabei wollte er jedoch als typischer Drahtzieher im Hinter

grunde bleiben, um sein gewohntes Doppelspiel weiterführen zu können.

2

Von diesem Gesichtspunkte aus gesehen werden die Angaben des Ange-

klagten, er habe kein reines Gewissen gehabt, als er dem Jost den Be-

trag auszahlen ließ, doch habe er dem Jošt durch Hingabe des Geldes

klar machen wollen, daß er kein Verräter am tschechischen Volk sei,

ergt recht verständlich. Es ist bereits festgestellt worden, daß der

Angeklagte über die Tätigkeit des Jošt als auch des Schneeberger hin—

reichend unterrichtet gewesen ist. Der Angeklagte wußte nicht nur, daß

Jošt und Schneeberger einer geheimen Organisation angehörten, welche

die gewaltsame Wiedererrichtung eines selbständigen tschechischen Staa-

tes zum Ziel hatte, sondern ihm war sowohl aus den mündlichen Berichten

des Jošt als auch aus den schriftlichen Mitteilungen des Schneeberger

bekannt, daß die beiden Genannten illegale Beziehungen zum Auslande un-

terhielten.. Bei seiner politischen Erfahrung war sich der Angeklagte

darüber zweifellos auch im klaren, daß es sich bei diesen illegalen Be-

zie-
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ziehungen zum Ausland in der Kriegszeit um eine auf die Unterstützung

der Feindmächte gerichtete Tätigkeit gehandelt hat.

Der Angeklagte hat somit bewußt die hoch= und landesverrüterische

Tätigkeit des Jošt und des Schneeberger unterstützt. Täterschaft hat

der Senat bei ihm nicht angenommen, da die Art und der Umfang der vom

Angeklagten entfalteten Tätigkeit lediglich die Annahme der Gehilfen-

eigenschaft rechtfertigen. Der Angeklagte ist, wie bereits angefuhrt,

nicht die Persönlichkeit, welche treibend oder bestimmend tätig gewesen

ist. Im Gegenteil, er ist der typische demokratische Parlamentarier.

Er hat sich von persönlichen Vorteilen bestimmen lassen und es seinem

oben geschilderten Charakter entsprechend vorgezogen, im Hintergrunde

zu bleiben, um sein Doppelspiel weiterführen zu können. Der Senat hat

daher beim Angeklagten in Übereinstimmung mit der vom Anklagevertreter

in der Hauptverhandlung vertretenen Auffassung Beihilfe zur Vorberei-

tung gum Hochverrat und zur Feindbegünstigung angenommen - Verbrechen

nach §§ 80 Abs.1, 83 Abs.2 und Abs.3 Ziffer 1, 91b, 49,73 StGB. Die

einzelnen Handlungen, in denen der Angeklagte tätig geworden ist, ent-

behren der Selbständigkeit und stellen eine fortgesetzte Handlung im

Rechtssinne dar.

V.

Strafzumessung und Nebenentscheidungen.

Die Strafe war aus § 9lb Abs.l StGB. als dem strengeren Gesetz

zu entnehmen. § 9lb Abs.2 kam nicht in Frage, da schwerere Folgen kei-

neswegs auszuschließen waren. Die hiernach gegen den Angeklagten fest-

zusetzende Strafe war gemäß § 49 Abs.2, § 44 Abs.2 StGB. nach Beihilfe-

grundsätzen zu ermäßigen.

Bei der Strafzumessung war in erster Linie auf das Schutzbedürfnis

des deutschen Volkes Bedacht zu nehmen. Die hoch= und landesverräteri-

schen Umtriebe der tschechischen Widerstandsbewegung sind infolge der

besonderen Verhältnisse im Protektorat Böhmen und Mähren besonders ge-

führlich und heimtückisch. Es handelt sich um geheime Bestrebungen fana-

tischer Tschechen, welche nicht einzusehen vermögen, daß lediglich im

Einvernehmen mit dem Reich eine glückliche Zukunft für das tschechische

Volk zu erhoffen sei und welche daher darauf ausgehen, das neu gefaßte

Vertrauen vieler tschechischer Kreise gur deutschen Führung zu untergra-

ben

0423
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ben und die Befriedung des böhmisch-mährischen Raumes zu hintertreiben.

W aa aa a da p a aa a aa aa

Protektorat ernstlich zu gefährden. Von deutscher, aber auch von ver-

 aaa t at  daaJa

gefehlt. Dennoch gelang es diesen unbelehrbaren Kreisen immer wieder,

unveranlwortliche Elemente zu Unruhen, Gewalttaten und Sabotageakten

wufguhetzen.

In der richtigen Erkenntnis dieser Umstände sieht daher der Senat

nunmehr grundsätzlich unter Berücksichtigung der in der letzten Zeit

im Protektorat besonders verschärften Lage bei Angeklagten, die der

tschechischen Widerstandsbewegung angehört haben, die schwersten Stra-

fen vor. Aus Gründen der Abschreckung muß aber auch gegen diejenigen,

welche als Gehilfen zur Förderung der tschechischen Widerstandsbestre-

bungen tätig geworden sind, ein strengerer Maßstab angelegt werden.

Es konnten daher auch im vorliegenden Falle bei der Strafzumessung

die letzten Ereignisse im Protektorat nicht unberücksichtigt bleiben,

obwohl der Angeklagte selbst sich in die tschechische Widerstandsbewe-

gung nicht eingegliedert hatte, sondern, wie bereits ausgeführt, aus

grundsätzlichen Motiven heraus im Hintergrunde bleiben wollte und ob-

wohl die Straftat bereits mehr als zwei Jahre zurückliegt. Hierbei kam

weiter in Betracht, daß der Angeklagte in keiner Weise zielbewußt vor-

gegangen ist, sondern den Einflüssen des Jošt und Schneeberger erlegen

ist. Dieser Umstand ändert jedoch letzten Endes nichts an dem Ergebnis,

daß die Geldhingabe von seiten des Angeklagten ganz ohne Rücksicht

auf die Höhe des Betrages für die Kreise, zu deren Verfügung das Geld

bestimmt war, schon deshalb einen nicht unbedeutenden Gewinn darstel-

len mußte, weil es sich beim Angeklagten um den ehemaligen Vorsitzenden

der tschechischen Agrar-Partei und um einen ehemaligen tschechischen

Ministerpräsidenten, somit um eine bekannte und unter den Tschechen be-

sonders populäre Persönlichkeit handelte. Mögen auch dem Angeklagten

  aaaa banb aada uaaaa w a a

sie in keinem Verhältnis zu seiner Vermögenslage gestanden haben, so

mußte er sich doch als erfahrener Politiker der besonderen Tragweite

seiner Handlungsweise bewußt geworden sein, wobei allerdings auch zu

bedenken war, daß er auch nach Errichtung des Protektorats sich in

poa b maa pan saa da saa waaa

Unter Berücksichtigung aller dieser Umstände hielt der Senat eine

son a  saa p a  an ao
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100 O00 RM (das ist das fünfzigfache der hergegebenen Summe) für die

im Falle der Nichteintreibung eine Ersatzstrafe von einem Jahr Zucht-

haus zu treten hat (§§ 93,29 StGB.) dem Verschulden des Angeklagten

für angemessen.

Da der Angeklagte im wesentlichen bereits im Vorverfahren gestän-

dig gewesen ist, konnte ihm die erlittene Untersuchungshaft auf die

erkannte Strafe angerechnet werden (§ 60 StGB.).

Als Protektoratsangehöriger hat der Angeklagte seine Treuepflicht

gegen das Großdeutsche Reich aufs gröblichste verletzt und somit ehr-

los gehandelt. Es wurden ihm daher die bürgerlichen Ehrenrechte auf

die Dauer von zehn Jahren aberkannt (§ 32 StGB.).

Die Kostenentscheidung beruht auf § 465 StP0.

gez. Thierack

Dr.Illner.

01238
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Sicherheitsdienst RF4

Prag=Bubentich,den 3l.Juli 1942.

SD-Leitabschnitt Prag

Sachfeniveg

Ferniprecher 77444

III A

B-SA 117

Eing.: -1.AUG.1942

An den

Persönlichen Referenten des Herrn Staatssekretär

beim Reichsprotektor in Böhmen und Mähren,

4-Obersturmbannführer Dr. G i e s,

Prag.

Betr.: Verhandlung des Volksgerichtshofes gegen den

ehemaligen Ministerpräsidenten Beran.

Vorg.: Verfügung von 4-Gruppenführer K.H.Frank vom

30.6.42.

Anlg.: 1.

Als Grund der Anwesenheit von Oberführer Land-

gerichtsrat Dr.Albrecht, Prof.Kniestädt und Rechtsan-

walt Magerstein bei der Verhandlung des Volksgerichts-

hofes gegen Beran wurde folgendes festgestellt:

1.) Dr.Albrecht nahm als Beobachter des Reichs-

ministeriums für Volksaufklärung und Propa-

ganda teil.

14/8.43

der Staatsoper Berlin ist, hat in privater

Eigenschaft als Zuhörer an der Verhandlung

teilgenommen; der Beweggrund dafür konnte

nicht'ermittelt werden.

3.) Rechtsanwalt Magerstein nahm als 2.Verteidiger

Berans teil.Er war von den Angehörigen Berans

zu dessen Verteidigung aufgefordert worden;

da jedoch vor dem Volksgerichtshof immer nur

1 Verteidiger zugelassen wird und bereits

der Berliner Rechtsanwalt Dr.Schwarz damit

betraut war,führte Magerstein die Verteidigung

nicht selbst und nahm nur beobachtend an der

Sitzung teil.

b.w.

TB-42
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Über Magerstein isthier bekannt, daß er ausge-

sprochen liberal eingestellt sein soll. Noch im Jahre

1940 vertrat er eine Jüdin. In tschechischen Kreisen

hat er auf Grund seines Gebahrens bei der Vertretung

tschechischer Mandanten den Ruf besonderer Tschechen-

freundlichkeit.

∴21
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Der Präsident
Berlin W 9., den...
17.. Juli.1942
des Dolksgerichtshofs
Bellevuestraße 15
Fernsprecher: B1 Rurfaest 8341
1 H 113/42
61
Geheim !
Persönlich !
An
7
Einschreiben !
Herrn Staatssekretär
4-Gruppenführer Karl Hermann
Frank
Büco des Sae sjekcetürs
in
bein Rec orekioc
2
in Böhm a u) Mahcen.
prag
Eing. 18. JULI 1942
Czernin-Palais
Lieber Parteigenosse Frank !
Nach Fertigstellung des Urteils gegen B e r a n
reiche ich Ihnen mit Dank die von Ihnen seinerzeit über-
201
lassenen Unterlagen zurick.
GGSIO
Heil Hitler !
Ihr
S
26/428-63
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Der Leiter
21
Berlin W 9, den 27.Juni 1942.
der Justizpresseftelle
Bellevueftraße 15
beim Volksgerichtshof
Fernsprecher: 2183 41
Pr. 7
Einschreiben !
An
Büco des S ca lwdrs
Herrn Oberregierungsrat G i e s
bo 1
ta Be  mahren.
B.Oc
in P r a g IV,
Eing: 30.JUNI 1942
■erný-Palais.
Sehr geehrter Herr Oberregierungsrat !
Unter Bezugnahme auf unsere gestrige fernmündliche
Unterredung teile ich Jhnen mit :
1.) den Wortlaut des Urteilsspruchs :
Der Angeklagte Beran wird wegen Beihilfe zum Hochverrat
und zur Feindbe günstigung zu zehn Jahren Zuchthaus und
oo o  C  ao o
Nichteintreibung eine Ersatzstrafe von einem Jahre Zucht-
haus zu treten hat, verurteilt.
Auf die erkannte Strafe werden ihm l3 Monate der
erlittenen Untersuchungshaft angerechnet.
Die bürgerlichen Ehrenrechte werden ihm auf die Dcuer
von zehn Jahren aberkannt.
Der Angeklagte hat die sten des Verfahrens zu tragen.
2.) Als Zuhörer waren - neben Angehörigen des Volksgerichtshofs
LOR
anwesend:
FF 3256 
Oberfihrer Landgerichtsrat Dr.Albrecht,Propagandaministerium,
Rechtsanwalt Magerstein, Prag II, Torgasse 19, und
P
Prof. Kniestädt, Berlin W 35.
Aal
gez. Dr. Schneidenbach.
18233
1942
enelle
Beglaubigt:
1h
O
Criderw
Regierungsinspektor.
23-349170
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BERAN vor und seit der Errichtung des Protektorats.

1. Extremer Chauvinismus in der Zeit von München bis

zum 15.März 1939 unter dem Motto "Bine kleine ■SR,

aber die unsrige" - Entfernung deutscher Anschrif-

ten - Ausschreitungen gegen Deutsche.

2. In der Zeit vom 3. bis 8.März l939 lässt Beran

durch das Pressebüro alle Nachrichten über den

sich zuspitzenden Konflikt zwischen Prag und

Pressburg unterdrücken.

3. Während seiner Amtszeit hat Beran nichts getan, um

die deutschfeindliche Berichterstattung ausländi-

scher Korrespondenten in Prag, insbesondere von Ha-

vas und der polnischen Agentur Pat zu unterbinden

oder wenigstens zu mässigen.

4. Ende Feber und Anfang März l939 weilte der politi-

sche Hauptschriftleiter des Pressebüros Bareš im

Auftrage von Beran in London, wo er ausgedehnte

Verhandlungen insbesondere mit der Reuter-Agentur

führte mit dem Zweck, der Agrarpartei in der tschesche

chisehen Preg Sineh Rückhalt zu verschaffen. Bareš

kehrte am 8.III.1939 nach Prag zurück und behauptete,

dass seine Mission in England erfolgreich gewesen sei.

5. Am 27.III.l939 liess Beran über das Pressebüro "ver-

traulich" unter den Auslandskorrespondenten die Nach-

richt über zahlreiche Austritte aus der katholischen

Kirche in der Slowakei verbreiten. Es sollte hiermit

ein Protest der Katholiken gegen die Politik von Tiso

zum Ausdruck gebracht werden, der "für die Zerstük-

kelung der ŽSR verantwortlich zu machen ist". Eine

diesbezügliche Notiz ist auch in der Beran-Zeitung

"Ve■er" vom 8.V.1939 erschienen.

6. Ende März versuchte das Pressebüro (Bareš) wieder-

holt "vertrauliche" Informationen militärischer

Natur über Schiessübungen und strategisch-wichtige

Bauvorhaben der deutschen Wehrmaeht in die Auslands-

presse zu bringen.

Ruudl.
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B e r a n vom l.I.l938 bis zur

Errichtung des Protektorates.
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Prager Presse. 18.Jg., Nr.6, S.4. 7.Jänner 1938.

Das Werk der Agrardemokratie.

Abg. B e r a n eröffnet den neuen Kurs der

Švehla-Volkshochschule.

"Der Vorsitzende: der Republikanischen Partei

hob den grossen Anteil der landwirtschaftlichen

Demokratie an der Schaffung und Sicherung des

selbständigen tschechoslowakischen Staates her-

vor, und gedachte schliesslich der grossen Opfer

vieler öffentlichen Punktionäre des Staates mit

Antonín Švehla an der Spitze, deren unermüdliche

Arbeit die Grundlagen der tschechoslowakischen

Freiheit und Selbständigkeit schuf."

CIS10
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Prager Presse. 18.Jg., Nr. 58, S.2. 28.Feber 1938.

Abg. B e r a n : Niemals Diktatur.

Die Bezirksorganisation der Republikanischen Partei

veranstaltete heute (27.II.) vormittags in München-

grätz eine Manifestationskundgebung, bei welcher

Parteiobmann Abg. Beran über die politische Situation

sprach.

"Es geht nicht darum, ob die Linke oder die Rechte

gestärkt wird, sondern darum, dass die ganze Welt

sehe, dass das tschechoslowakische Volk bereit und

fähig ist, seine Freiheit zu verteidigen."

"Die Republikanische Partei sei immer für eine de-

mokratische Zusammenarbeit mit allen staatserhalten-

den Elementen, weil sie weiss, dass die Stütze unse-

res Staates vor allem die Bauernschaft, die Arbeiter-

schaft, die Gewerbetreibenden und unsere Intelligenz

ist, weil sie weiss; da'ss die Zukunft unseres Staates

ken aufgebaut ist."



27

Laut Venkov vom 9.März 1938 hat der Abgeordnete

Z i 1 k a das Einverständnis der Agrarpartei mit

der Hodža-Erklärung vor dem Parlament bekanntge-

geben. In dieser Rede sagte Žilka unter anderem:

"Wir haben unserer deutschen Minderheit soviel

Rechte gegeben, wie sie eine deutsche Minderheit

in keinem anderen Staate Europas besitzt. Kulturel-

le Freiheit darf nicht mit Forderungen nach politi-

scher Autonomie verbunden werden."

"Unserer Grenzen entsagen wir uns nie und der Weg

über sie würde erst dann frei sein, wenn auf ihnen

der letzte Tschechoslowake verblutet ist."

V1S10
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Am 18.Mai 1938 fand in der Lucerna eine 2. Agrarier-

Versammlung statt.

In seiner Rede verwahrt sich B e r a n vor allem

gegen die Verdächtigung, dass die Agrarpartei die

Nation an die Deutschen verkaufe und in diesen

historischen Augenblicken die Heimat preisgebe.

Die Rede endet:

"An erster Stelle steht unsere Sorge um die Nation,

um den Staat, um seine Stärke, Sicherheit und Frei-

heit".

O!S1e
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Prager Presse. 18.Jg., Nr. 133, S.4. 22.Mai 1938.

Abg. B e r a n : Wir bewahren Ruhe.

Prag, 2l.Mai. Heute vormittags fand die Jahresge-

neralversammlung der ■eskoslovenská úst■ední domo-

vina statt. Der Vorsitzende der Republikanischen

Partei Abg. Rudolf B e r a n verwies auf die Ru-

he und Besonnenheit der Landbevölkerung, die auch

in diesem Augenblicke, wo die Repräsentanten der

Republik gewisse Präwntivmassnahmen zur Sicherung

der Staatsautorität treffen, damit die Republik

weder von innen noch von aussen bedroht werden

könne, Ruhe bewahre.

"Denjenigen, welche gewisse Phantasien verbreiten,

raten wir, mehr Ruhe zu bewahren und ohne Sorge

darüber zu sein, dass uns etwas überraschen könn-

te, worauf die verentwortlichen Faktoren dieses

Staates nicht vorbereitet viren."

:
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Prager Presse - Nr. 134 - S.6.

24.Mai 1938.

40 Jahre landwirtschaftliche Genossenschaften.

Die Festversammlung des Zentralverbandes im Prager

Gemeindehaus.

Ing. Klindera erinnert daran, dass die Feier zugleich

eine Huldigung für den tsehechoslowakischen Staat sein

solle, dessen 2Ojährigen Bestand die Nation im heurigen

Jahr feiert.

"Durchdrungen von unbegrenztem Vertrauen zu unseren po-

litischen Pührern, denen die Aufgabe zufällt, unser

Staatsschiff durch die bewegten Wellen nationalistischer

Klippen in die Bucht des Friedens zu führen, den wir füt

unsere weitere konstruktive Arbeit so dringend brauchen,

erklären wir feierlich, dass auch wir im Rahmen unserer,

durch 40 Jahre so erfolgreich entfalteten genossenschaft-

lichen Tätigkeit dalSit@chaftlichen Grundlagen unserer

Republik festigen wollen und dass - so sehr wir auch den

Grundsatz der Aufrechterhaltung des Friedens verteidi-

gen, der zur Wiedergutmachung des unendlichen, durch den

Weltkrieg verursachten Leids notwendig ist - die Millio-

nenarmee landwirtschaftlicher Genossenschaftler wie ein

Mann die Waffen ergreifen wird, um bis zum letzten Atem-

zug die U na nt a s t b a rk e i t u ns e r e r

G r e n z e n , die Unabhängigkeit unseres jungen Staates

und die Freiheit und Demokratie unseres Volkes zu vertei-

digen." (Stürmischer Beifall).

"Wir benützen diese Gelegenheit, um im Namen der Hundert-

tausende von Mitgliedern unserer Raiffeisenkassen und Ge-

nossenschaften dem Repräsentanten des tschechoslowaki-

schen Staates, unserem Präsidenten Dr. Edvard B e n e Š,

die warmen Gefühle unserer Ergebenheit, Achtung und Dank-

barkeit zu verdolmetschen und ihm aus der Mitte unserer

Festversammlung folgende Begrüssungskundgebung zu senden:



31

"Herr Präsident! die Teilnehmer der zur Peier der 4Ojäh-

rigen erfolgreichen Tätigkeit des grössten tschechoslo-

wakischen Genossenschaftsverbandes, des Zentralverbandes

landwirtschaftlicher Genossenschaften in Prag, abgehal-

tenen Pestversammlung entbieten ihre begeisterte Huldi-

gung der Tschechoslowakischen Republik und erklären

feierlich, dass sie nach allen ihren Kräften auf der

Grundlage der bewährten Grundsätze der Selbsthilfe, so

wie bisher, auch weiterhin und stets in Zukunft auf die

ständige Festigung der wirtschaftlichen Grundlagen des

Staates und auf die wirtschaftliche, soziale und kultu-

relle Hebung der breiten Sehichten des Landvolkes hin-

arbeiten werden, Zugleich erklären wir feierlich, die

Freiheit und Einheitlichkeit unseres Staates gegen je-

den, der diese teuersten Güter unserer Nation brohen

würde, bis zum äussersten verteidigen zu wollen. Der

Zentralverband landwirtschaftlicher Genossenschaften

in Prag gedenkt, Herr Präsident, mit grösster Dankbar-

keit aller Ihrer grossen Verdienste um unseren Staat,

er vertraut fest auf Ihre staatsminnische Weisheit, mit

der Sie die Geschicke unseres Staates auf den Wegen der

Sicherheit und Entfaltung leiten, er huldigt Ihrem Le-

für Ihre überaus schwere Arbeit zum Wohle und zur Blüte

des freien tschechoslowakischen Staates."

Abg. Beran schloss die Versammlung mit folgenden Worten:

"Ebenso wie Sie sich auf die politische Organisation

stützen, welche wann immer Ihnen Gefahr droht, die

Pflicht fühlt, sich Ihrer Interessen anzunehmen, eben-

so stützen sich die Politiker und die Armee der Švehla-

soldaten auf jene grosse genossenschaftliche Gemeinde,

welche unserer Republik schon eine Millionenarmee von

Genossenschaftlern gegeben hat. Ich kann nicht anders

schliessen, als indem ich Ihnen zurufe: Wir mit Euch

und Ihr mit uns für die Landwirtschaft, für unser Volk

und für einen starken Staat!" (Lebhafter Beifall).
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25.Juni 1938.

Anlässlich der Peiern zum 20jährigen Bestehen der

Tschechoslowakischen Republik wurde B e n e s c h

zum Ehrendoktor der landwirtschaftlichen Hochschule

in Brünn ernannt.

OTSIS
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Prager Presse und Venkov vom 2.Juli l938.

(18.Jg. Nr.167,S.2) (33.Jg. Nr.154,S.1/2).

Zustimmung zu Dr. Hodža.

Tagung der Republikanischen Partei.

Parteiobmann Abg. B e r a n stellte fest, dass der

Vollzugsausschuss in den Tagen des X. Sokolkongresses

zusammengetreten ist und dass die Mitglieder der Par-

tei zu Zehntausenden aktive Mitglieder des Sokol sind.

Mit Begeisterung wurde der Antrag Berans angenommen,

dem Vollzugsausschuss des Sokolkongresses ein Begrüs-

sungstelegramm zu schicken. Der X. Sokolkongress be-

deutet auch die slawische Gemeinsamkeit.

Die Durchberatung der Regelung der Nationalitätenfra-

gen, setzte er fort, wird auf die Entwicklung der Er-

eignisse in der Republik einen grossen Einfluss haben.

Es geht darum, dass wir die schwersten Probleme, die

uns die Zeit auferlegt, so lösen, dass der Staat kei-

nen Schaden nimmt ■an vird im Einvernehmen mit allen

fassungsfaktoren so viel geben müssen, um den Prieden

zu erhalten und um die ganze Welt zu überzeugen, dass

das Recht auf unserer Seite

ist= Ebenso muss man ängstlich darüber wachen, dass

die Gesamtheit der Republik und die Integrität der

Freiheit des Staates nicht bedroht werden. Wir sind

und werden vorbereitet sein und werden Bereitschaft

halten. Vor allem wünschen wir dem Ministerpräsiden-

ten Dr. Milan H o d ž a , seine Gesundheit möge

standhalten, denn auf ihm und seiner Regierung liegt

die Last des Schicksals von Nation und Staat.

Ebenso können die übrigen Minister mit unserer auf-

richtigen Unterstützung rechnen. Wir vertrauen ihnen

und stehen zu ihaen.
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Laut Venkov vom 26.Juli 1938 enthüllte B e r a n

das Zižka-Denkmal in ■er■ejov. Bei der Enthüllung

sagte Beran:

"So wie der tschechisehe Granit des Žižka-Denkma-

les hart ist, so hart sollen auch unsere Kraft

und unser Willen bleiben, die Unabhängigkeit un-

seres Staates zu verteidigen."

OIS1O



Rudolf B e r a n im Venkov vom l.I.1939.

"Nationale Einheit" (Auszug).

"In jenen Tagen der nationalen Tragödie gingen mir Ge-

danken über die verschiedenen Seiten der Volksgeschich-

te durch den Kopf. Wie vielgestaltig, sehwer und ver-

schieden ist sie von der Geschichte anderer Völker ...

In ihrwatznd mehr Tragödien enthalten, als zu ertragen

waren, um dabei den Glauben an ein eigenes Volksleben

erhalten zu können. Selten waren darin die Zeiten der

Ruhe und des Glücks, es gab viel mehr Kapitel des Lei-

dens, der Erniedrigung, eigener blutiger Zwiste und

Kämpfe mit den Fremden, Die Siege wechselten ab mit

schweren Niederlagen. Wir erlebten heftige religiöse

Kämpfe bei uns und mit der ganzen damaligen Welt. Wir

waren ein tributpfliehtiger Staat gegen das Ausland

und gleichzeitig Bestandteil eines anderen Reiches;

wieviel Trotz und villen mussten aufebracht werden, um

den Verführungenider Fremden zu widerstehen! Wir hatten

eigene Herrscher und riefen fremde, Wir wurden einander

waren in der Knechtschaft und gelangten wieder zum

Grenzstein der Freiheit; in der Freiheit üaterlagen

wir wieder Irrtümern und der alten Uneinigkeit. Wir

haben oft gefehlt und doeh konnten nicht einmal l000

Jahre den unnachgiebigen Geist des nationalen Gewissens

brechen. "
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Für den Rücktritt B e r a n s von dem Posten des Mini-

sterpräsidenten war die ungenügende Kenntnis der deutschen

Sprache nicht ausschlaggebend. (Anlage Nr.K-1)

0rS3e
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Nach dem Wortlaut des amtlichen Kommuniqués vom 27.

April 1939 hat der Staatspräsident Dr. Emil H á c h a

"die bisherige Regierung, die im Zustande der Demis-

sion war, entlassend, den General Eliáš zum Minister-

präsidenten ernannt".

In politischen Kreisen in Prag und insbesondere bei

den ausländischen Journalisten war damals bekannt,

dass B e r a n seit dem 15.März 1939 bestrebt war,

bei erster Gelegenheit sich seines Amtes als Minister-

präsident zu entledigen oder entlassen zu werden. >

Ausschlaggebend war keinesfalls der Umstand, dass er

die deutsche Sprache ungenügend beherrschte.

B e r a n hat es von jeher vorgezogen - was auch

seine ganze Karriere beweist - als Parteiobmann, als

Drahtzieher, hinter den Kulissen zu wirken, um sein

Doppelspiel weiterführen zu können.

besonders bei der Vielzahl der während seiner kurzen

Amtszeit in allen wichtigen Posten eingesetzten Funk-

tionäre der Agrarpartei war er sich seines massgebli-

chen Einflusses auch weiterhin sicher, ohne mit einer

Verantwortung belastet zu sein.

Insbesondere im Presseseltor fühlte sich B e r a n si-

cher.

B e r a n war der Ueberzeugung, dass er der "kommende

Mann" sei, wenn eines Tages die deutsche Politik "Schiff-

bruch" erlitten haben werde. In diesem Sinne hat sich

B e r a n nahen Mitarbeitern und Vertrauensleuten gegen-

über ausgedrückt (Schriftleiter Dr. Vilinský - ■eská

korespondence).

Rudl
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Es ist richtig, dass B e r a n im Herbst l938 die Not-

wendikeit betonte, zum Deutschen Reich ein gutes Einver-

nehmen herzustellen. Ebenso betonte er aber auch, dass es

notwendig sei, die guten Beziehungen zu England, Frankreich,

Polen, Ungarn, Rumänien, u.s.w. aufrecht zu erhalten.

Die Behauptung Berans, dass es ihm gelang, Ruhe und Ord-

nung aufrecht zu erhalten, ist durch die in den Strassen

Prags stattgefundenen Ausschreitungen gegen Deutsche wider-

legt. Auch nimmt Beran zu Unrecht für sich den Verdienst

in Anspruch, die "Demobilisierung" der tschechischen Armee

durchgeführt zu haben. Gerade hinsichtlich der Armee tritt

das Doppelspiel Berans deutlich zu Tage. (Anlage Nr.H-l,

H-2,, H-4)

Es ist richtig, dass der Vorsitzende der landwirtschaft-

lichen Genossenschaften, Ing.Klyndera, an der Bauerntagung

in Goslar im Jahre l938 teilnahm. Derselbe Klyndera setzte

sich jedoch kurz vorhergfdifen engen Zusammenschluss

der slawischen Völker ein und veranstaltete eine Ergeben-

heitskundgebung für Dr.Benesch. (Anlage Nr.H-3)

In der Regierungserklärung vom l3.Dezember l938 tritt zwar

Beran für eine Zusammenarbeit mit Deutschland ein. Ebenso

aber fordert er ein gutnachbarliches Verhältnis zu Ungarn

und Polen und eine Preundschaft zu Rumänien und Jugoslawi-

en. In den vorhergehenden Ausführungen führt Beran Klage

darüber, dass auch Gebietsteile an das Reich abgetreten

werden mussten, die seit Menschengedenken national tsche-

chischer Besitz waren. (Anlage Nr.H-4)
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Brázda-Artikel vom 9.November l938.

Unter der Ueberschrift "Wie die Zweite Republik auf-

gebaut werden soll" veröffentlicht die Agrarpartei

ein ganz allgemein gehaltenes Aktionsprogramm.

Bezeichnend für den Geist sind folgende Stellen:

Einleitung:

"Wir leben in schweren Zeiten. Die Teilung der Tsche-

ch-Slowakei, die innere Verfassungsänderung und die

Notwendigkeit einer neuen Orientierung in der Aussen-

politik sind die grundlegenden Tatsachen, die unsere

Entwicklung bestimmen werden."

Aussenpolitik:

"Unserer geographischen Lage und unserer wirklichen

Bedeutung und Stärke bewusst werden wir freundschaftli-

che Beziehungen und kulturelle und wirtschaftliche Zu-

sammenarbeit mit. allen Staaten anstreben, vor allem mit

Deutschland und dnSlOropäischen Staaten."

Armee:

"Die Neutralität, die der Zweiten Republik durch ihre

geographische Ausdehnung und exponierte Lage in Mittel-

europa diktiert wird darf nicht heissen, dass die Armee

überflüssig wäre. Wir müssen um jeden Preis unsere Wehr-

macht erhalten. Die Wehrmacht neben einer guten Aussen-

und Innenpolitik ist und bleibt die Garantie unserer

staatlichen Selbständigkeit und Preiheit."
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B e r a n auf einer gemeinsamen Sitzung des Präsi-

diums, der Parlamentarier und der Vertrauensleute

der Agrarpartei am 3.Oktober l938:

Er sprach den Dank an die Armee aus und betonte, es

sei unbedingt notwendig, dass an die Frage der Offi-

ziere, Militärgagisten und Längerdienenden, sowie der

Gendarmen, der Finanzwache und der Staatspolizei ge-

dacht werde, deren Dienste der Staat auch weiterhin

in unverändertem Masse brauchen werde.

08010
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Derselbe Vorsteher der Centrokooperative und des Zentral-

verbandes der landwirtschaftlichen Genossenschaften, den

B e r a n im November l938 zur Bauerntagung nach Goslar

entsandt hat, hat am 24.Mai l938 in Prag gelegentlich

der Generalversammlung des Slawischen Institutes die

"praktische Zusammenarbeit der slawischen Länder im Be-

reich der Landwirtschaft" vertreten.

" Nach einleitenden Bemerkungen über die Rolle der

Landwirtschaft bei den slawischen Völkern erinerte

er daran, dass das tschéchische landwirtschaftliche

Genossenschaftswesen bereits im ehemaligen Oester-

reich-Ungarn an der Spitze der Entwicklung gestanden

habe und dass seine Vertreter schon damals in Bezie-

hungen zu den Vertretern des polnischen, slovenischen

und kroatischen Genoesen chaftswesens gestanden hat-

ten. Erst die Wiedet@flang des eigenen Staates

aber habe es ermöglicht; eine eigene Reichszentrale

für alle landwirtschaftlichen Verbände zu schaffen

und in praktische Beziehungen zum Genossenschaftswesen

des Auslandes, namentlich des slawischen, zu treten."

(PRAGER PRESSE Nr.135 vom 25.Mai 1938.)
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Laut VEnkov führte der Regierungsvorsitzende B e r a n

in seiner am l3.Dezember l938 abgegebenen Regierungser-

klärung vor allem Klage darüber, dass "auch Gebietstei-

le abgetreten werden mussten, die seit Menschengedenken

national tschechischer Besitz waren."

Im Besonderen spricht Beran seinen Dank der Armee aus.

8SS10



Es ist nicht richtig, dass sich B e r a n in den kriti-

schen September-Tagen auf das Entschiedenste gegen die

Kriegshetzer wandte und in schärfsten Widerspruch zu Be-

nesch geriet. (Anlage Nr. G-l, G-2, G-3)

01SS?
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Unmittelbar vor der Münchner Konferenz veranstaltete der da-

malige Havas-Korrespondent in Prag, H u n t z b ü c h l e r,

eine Umfrage bei allen Parteivorsitzenden über ihre Stellung-

nahme zu den deutschen Forderungen.

Jeder der Vorsitzenden schickte daraufhin eine schriftliche

Erklärung an Huntzbüchler, die als Interview veröffentlicht

werden sollte.

In der Pormulierung waren diese Erklärungen zwar unterschied-

lich. Alle Parteivorsitzenden erklärten jedoch übereinstim-

mend die deutschen Forderungen für unannehmbar und gaben ihrer

Entschlossenheit Ausdruck, die Intergretität der esl.Republik

mit der Waffe zu verteidigen.

Ich erinnere mich genau daran, dass auch B e r a n eine

solche Erklärung abgegeben hat.

Von dieser von Huntzbüchisryveranstalteten Umfrage habe ich

durch Indiskretion einer seiner Angestellten Kenntnis bekom-

men. Die von Beran unterfertigte Erklärung habe ich selbst

gesehen und gelesen.

Ich bin bereit, dies unter Eid auszusagen.

So weit ich mich erinnern kann, wurden die Interviews nicht

mehr veröffentlicht, da inzwischen die Münchner Konferenz

stattgefunden hatte.

Rudl.
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PRAGER PRESSE. 18.Jahrgang, Nr.234, S.1.

20.Sept.1938.

Volle Wahrung der Lebensinteressen.

Volle Einigkeit aller massgebenden Faktoren.

Prag, 19.September.

Nachmittags um l6 Uhr fand die zweite Sitzung des Ständigen

Ausschusses statt.

"Im Anschluss daran referierte Abg. B e r a n über die von

der Regierung verfügten ausserordentlichen Massnahmen für

das ganze Staatsgebiet. Er begründete sie dahin, dass nach

dem l2.September in mehréren Orten solche Ereignisse einge-

treten sind, dass es sich aus Gründen der Erhaltung der Ru-

he und Ordnung unerlässlich notwendig erwies, zu diesen aus-

serordentlichen MassnahseflOgreifen, welche die bürgerli-

chen, durch die Verfassung garantierten Freiheiten beschrän-

ken. Es bedürfe keiner ausführlichen Begründung, dass die

getroffenen Massnahmen zur Erhaltung der Ruhe und Grdnung

sowie der notwendigen Staatsautorität zuhöchst erforderlich

waren."
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Im Venkov vom 29. September 1938 lässt Beran anlässlich der Mänchner Konferenz

das Gerücht "aus Nordböhmen" dementieren, demzufolge er nach Berlin abgereist

sein soll, um mit der deutschen Regierung zu verhandeln.

Sahe

Wlwhr

grsgeval!

2

eVeguig ef el y Orio e Apabe
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ÚSTREDNI LIST REPUBLIKANSI
Pomáhat navzájem!
Konl
Nástup do služby obrany vlasti
nezasáhl všechny venkovské rodiny
stejn■. Jsou p■ípady. kde jest citelná
nouze o lidské síly i potažní. Víme, že
ženy pracují dnes jako muži. Ale p■ece
V mezináro
jen v n■kterých p■ípadech jest pot■eba
udála se v■era se
výpomoci rukou mužskou a potažní.
Prošla-li mobilisace p■ímo skv■le, musí
Britský min
i druhá mobilisace: zasetí a sklize■
bídl kanclé■i Hit
brambor■, ■epy atd. rovn■ž dob■e pro-
odjede do N■me
jiti.
■asn■ požádal
Na vesnicích sami znáte, kde
k této porad■ pi
zvlášt jest pót■eba, aby jeden druhému
Poselství br
vypomohl. Není zvlášt pot■eba vybí-
zet k vzájemné pomoci. Ale tam, kde
p■edsedy Cham
sami vidite nutnost výpomoci neb spo-
zní takto:
lupráce a müžete-li tak u■initi bez
Zaslal jsem
újmy ve vlastnim hospodá■stvi, neod-
slední výzvu, ab
mitejte dobrovolné pomoci.
pro roz■ešení
Na vesnicích pracují dnes hlavn■
o n■mž jsem pi
ženy. a starší mužové; platn■ vypomá-
býti rozhodnut 
hají d■ti. Vesnice nezná neklidu, roz-
a že Hitler by
■ileného debatování. Je pot■eba zasít,
meckou v■tšinou
je pot■eba sklidit. To je starost nej-
zaru■ena ochre
p■edn■jší. Kde se ješt■ nedávno ozýva-
N■mcù, tak i ■e
ly stranické neb jiné spory, utichly.
bídl jsem mu, ž
Musí tak býti všude a trvale. Jsme-
Berlína k diskus
li nenávid■ni zahrani■ním odp■rcem,
stupci n■meckýn
dvojnásob musíme p■ilnouti úž k sob■.
si kanclé■ toho
Uml■ujte nerozvážné kritiky a ši■itele
Italie a Francie.
poplašných zpráv! Uml■te ty, kdož by
míte n■meckém
ješt■ dnes cht■li vesnice zneklidžovati
ochoten dáti se
jakýmikoli hesly a výmysly. Naše ar-
Aae 
máda jest vzorem up■ímného bratrství.
návrh. Tím bu
Takový musí být celý národ, takovým
rody ušet■eny v
musí býti p■edevším náš venkov. -l-
ru■il, že sliby
budou provedeny
by bylo možno
Nepravdivá zpráva
ody.
Chamberlain
o p■edsedovi
Mussolinimu a
Mussolini dal
posl. Beranovi.
novi, že bude tu
podporovati.
VPraze 28. zá■í.
Spojil se p
Dnes se rozší■ila v n■meckých
s kanclé■em Hitl
krajinách severních ■ech ve ve■ej-
odro■il svou ake
nosti naivní zpráva, že p■edseda Re-
aby odložil p■ij
publikánské strany poslanec Beran
o 24 hodiny, a n
■ty■velmocí
odjel do Berlína, aby vyjednával
chova, která
s ■íšskon■meckou vládou. O ■em má
Všichni poz
jednat, to, bohužel, tato propaganda
zvání.
N
nesd■lila. Není ovšem vylou■eno, že
Mnichova v.
než rozhlas tuto zprávu vydá, neprav.
Ciana. Cha
dnes ráno.
divá propaganda bude snad již o krok
 angllek
dále a bude rozši■ovat „zaru■ené“
Chamberlain
pov■sti o výsledku jednání. M■žeme
Jedu, aby
naši ve■ejnost ubezpe■it, že co slovo,
niti jako posiedi
t lež. Poslanec Beran není v Berlín■,
Ve sn■movn
nýbrž ob■dval dnes klidn■ v kruhu
T  l
svých p■átel v Praze a ú■astní se
poslanci se snaži
v této chvíli porad vlády a p■edsed■
sterskému p■edse
státotvorných stran u presidenta re-
publiky.
Daladierúv proiov
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Zu " E ".

Es ist richtig, dass B e r a n in einem Artikel auf der

3.Seite der Neujahrsnummer l938 (nicht 1939) des VENkoV

darauf hinwies, dass 1 1/4 Millionen Deutsche in der Repu-

blik leben und erklärte, dass damit gezählt und die ent-

sprechenden Schlussfolgerungen gezogen werden müssten. Der

Ausspruch: "Wir wollen eine VereinbarungvaifetsZugeständ-

um den Preist

nisse" ist in dem Artikel nicht enthalten. (Anlage Nr.E-1)

In der csR war der Parteihader besonders entwiekelt. Die

Agrarier standen von jeher im Mittelpunkt des Feuers. Im

Zusammenhang mit dem angeführten Artikel stellt sich Beran

daher zu Unrecht als Märtyrer hin.

Es ist richtig, dass Beran-am 24.Januar l938 eine öffent-

liche Versammlung im Lucerna-Saal einberief und bei dieser

Gelegenheit erklärte, dass er "alle in seinem Artikel ver-

tretenen Anschauungen aufrecht erhalte und kein Wort wider-

rufe".

01SI0

Derartige Versammlungen waren jedoch nichts Aussergewöhn-

liches. Beran hielt es jedoch für notwendig, sich in sei-

nen Ausführungen auch auf Benesch zu berufen und eine im

August 1936 in Reichenberg gehaltene Rede anzuführen, in

welcher Benesch erklärte, dass er "Mittler und Helfer bei-

der Seiten sein wolle und sich in Reichenberg ebenso gut

wie in Prag fühle". (Anlage Nr.E-2)



E.1

Unter dem Titel "Der Republik wünschen wir Ruhe

und Prieden im Innern und Aeussern" veröffentlich-

te B e r a n in der Neujahrsnummer l938 des Ven-

kov auf 3ter Seite einen Artikel, in dem er für

einen Zusammenschluss aller "staatsbildenden Par-

teien" eintritt.

In dem Artikel heisst es u.a.:

"Unsere Verständigung insbesonders mit den Deut-

schen muss ehrenvoll und beiderseitig ehrlich

sein. Wir dürfen die Verzweigung der deutschen

Bevölkerung bei uns nicht übersehen. Wenn bei

unseren demokratischen Wahlregeln mehr als 14

Millionen deutscher Wähler der SaP ihr Vertrauen

gegeben haben, so muss man damit rechnen, und

daraus die nötigen Schlüsse ziehen.

Hier kann man sich nur ehrlich verständigen. Die

Deutschen müssen unseren Staat anerkennen, sie

dürfen nieht*hach der Grenze schielen und müssen

die Möglichkeit der Vertretung geben, so wie wir

den Deutschen das geben müssen, was ihnen in der

Verwaltung des Staates gehört. Es ist nicht mög-

lich, alle Deutschen, wenn sie sich zu einer be-

stimmten politischen Seite bekennen, als Hochver-

räter zu bezeichnen."

Etwas weiter aber schreibt B e r a n :

"Die Angehörigen aller nationalen Minderheiten

bei uns wissen, dass in Augenblicken der Gefahr,

die ganze tschechoslowakische Nation zusammen-

steht und imstande ist, zu Millionen zu verbluten

und für den Staat und seine Freiheit zu sterben."
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Der Rest des Artikels ist nichts als eine Lobhymne

auf die Agrarpartei.

Zur Aussenpolitik schreibt B e r a n weiter:

"In der Aussenpolitik wollen wir ein gutes Verhält-

nis zu den Nachbarn. Wir wollen uns nicht in innere

Verhältnisse der Nachbarn mischen, ebenso wie wir

nicht wollen, dass sie sich in unsere Verhältnisse

einmengen. Já pán, ty pán (Ich Herr, Du Herr) -

dieser Grundsatz soll auch für unsere Beziehungen

zu den Nachbarn gelten."

OFSE:
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Versammlung in der Lucerna am 24Januar 1938 unter

dem Motto:

"Sagt dem Volke die Wahrheit!"

Zunichsté kommt B e r a n auf sinen Artikel vom

1.Januar l938 zurück, den er wörtlich verliest. Im

weiteren Verlauf seiner Rede verteldigt er sich ge-

gen Angriffe der Kommunisten und dir Volkspartei.

Sodann zitiert Beran die im August l936 in Reichen-

berg gehaltene Rede von B e n e s e h , der damals

sagte, dass er Mittler und Helfer beider Seiten sein

wolle, und sich in Reichenberg eben:o gut wie in

Prag fühle.

B e r a n verwahrt sich sodann gegan den Vorwurf,

dass er ein totalitäres System anstrebe. Mit der

tschechoslowakischen Ausfuhr nach Frankreich und

Russland ist Beran üdzufrieden. Ebenso mit der Betä-

tigung der Enigranteng dasie auch gegen die Agrar-

partei gerichtet ist. Beran befasst sich ferner mit

dem Problem der "hranddáti" (Grenzler), die Arbeit

und wirtschaftliche.Hilfe benötigen.

B e r a n s Rede endet mit der Feststellung, dass

das Volk Offenheit und Klarheit haben wolle und mit

der Versicherung, dass er sich für eine Zusammenar-

beit aller staatsbildenden Schichten einsetzen werde.

Diese B e r a n - Rede wurde als Broschüre herausge-

geben und am 6.Februar l938 im Venkov in grosser Auf-

machung besprochen. (es handelt sich also nicht um

eine neue Schrift von Beran).
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Zu "D ".

Die Kandidatur von Professor N■mec zum Präsidenten der

CSR war nur ein Manöver. Die Agrarier, mit Ausnahme von

2 Aussenseitern, gaben ihre Stimmen einheitlich für Be-

nesch. (Anlage Nr.D-l, D-2)

OISTS



Am 21. November teilte Masaryk in einer Audienz dem

Ministerpräsidenten Hodža seine unwiderrufliche Absicht mit,

von der Präsidentschaft zurückzutreten, und empfahl Be-

nesch als seinen Nachfolger. Die Agrarier als stärkste Partei

erklärten, Benesch sei Vizepräsident der tschechischen volks-

sozialistischen Partei, also Parteimann; nur eine politisch

ungebundene Persönlichkeit wäre tragbar. Plötzlich tauchte

der Name des Präsidenten des überparteilichen Tschechi-

schen Nationalrates, Prof. Dr. Bohumil N■mec, auf. Vraný,

der Exponent der Rechts-Gruppe innerhalb der Agrarpartei,

war der erste, der ihn nannte; auf wessen Rat hin er dies tat,

ist unbekannt geblieben. Lassen wir über die weiteren Ge-

schehnisse einen jüdischen Geschichtsschreiber, Harry Kle-

petá■, berichten:

„Gegen Ende November spitzte sich die Krise außerordent-

lich zu. Die Bemühungen Hodžas in seiner eigenen Partei

blieben vergeblich, und man sah das folgenschwere Ereignis,

Kampfabstimmung bei der Präsidentenwahl, Aufspaltung der

Bevölkerung in eine Rechte und Linke, herannahen. Die Ner-

vosität bei den leitenden Staatsmännern nahm von Tag zu

Tag zu. Ruhig blieb allein Beneš" (Harry Klepe-

ta■, „Seit 1918..., Eine Geschichte der Tschechoslowakischen

Republik“. Verlag Julius Kittls Nachfolger, M.-Ostrau 1937.

S. 397).
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Jacobi: "Golem... Geissel der Tschechen"

Die Haltung der Agrarier umreißt Klepeta■ mit folgenden

Worten: „Beran billigte zur Überraschung vieler — zu denen

wohl auch der Ministerpräsident Hodža gehörte — alle Vor-

schläge Vranýs, vor allem den, daß die Agrarpartei Prof

N■mec zu ihrem offiziellen Kandidaten erhebe. Nun griff

noch einmal Masaryk ein. Am 2. Dezember 1935 empfing er

Beran auf Schloß Lana. Über die Unterredung ist nichts

bekannt... Da sich Beran weder jetzt noch später für die

Kandidatur Beneschs eingesetzt hat, läßt sich folgern, daß er

asaryk gegenüber keinerlei Verpflichtungen übernommen

hatte und daß es dem Präsidenten nicht gelungen war, Beran

ür seine Pläne zu gewinnen“ (a. a. O. S. 398).

N■mec spielte die Rolle eines hartnäckigen Gegenkandida-

ten, der die Benesch-Opposition auf seine Person konzen-

trierte:

„Inzwischen bemühte sich Hodža unaufhörlich, die Koali-

tion in der Präsidentenfrage zu einigen. Er setzte seine Hoff-

nungen auf Prof. N■mec, von dem er erwartete, er werde die

Kandidatur gegen Benesch und damit gegen den Wunsch Ma-

saryks nicht annehmen. Als N■mec am 10. Dezember seiner

Präsidentschafts-Kandidatur zustimmte, betrachtete Hodža

seine Bemühungen als gescheitert“ (a. a. O. S. 400).

Doch die Lage wurde noch verworrener und dadurch

scheinbar echter: „Am Mittwoch den 11. Dezember legte

rof. N■mec den Vorsitz im Nationalrat nieder, um sich, wie

er sagte, als schlichter Bürger und nicht als Präsident der

tionalen Spitzenorganisation um das höchste Amt im Staate

zu bewerben. Am Donnerstag, den 12. Dezember, kam es zur

Krise im Nationalrat. In einer Präsidialsitzung erklärten die

Vertreter der tschechischen Sozialdemokraten und Volks-

sozialisten, daß der Vorsitzende, Prof. N■mec, die ihm oblie-

gende Objektivität verletzt habe, indem er sich als Kandidat

der Rechten gegen den Kandidaten des Präsidenten Masaryk

und der Mehrheit des Volkes, Dr. Benesch, habe aufstellen
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lassen, weshalb sich die beiden sozialistischen Parteien aus

dem Nationalrat zurückzögen. Ihnen schlossen sich die Ver-

treter der Legionäre an“ (a. a. O. S. 404).

Nun setzte das Spiel der Hochgradfreimaurer im Natio-

nalrat ein: „Das Nationalrats-Präsidium ohne diese drei

Gruppen sprach sodann die Überzeugung aus, daß die Kandi-

datur auf die Präsidentschaft das Recht jedes Staatsbür-

gers sei und daß daher kein Grund zu einer Resignation des

Vorsitzenden Prof. N■mec vorliege. Prof. N■mec nahm die

zur Kenntnis, widerrief seinen Verzicht und kandidierte den

nach bei der Präsidentenwahl als Vorsitzender des National-

rats“ (a.a.O.S.404).

Jetzt trat der 33°-Freimaurer Dr. P■emysl Šámal in Aktion.

Als Kanzler des Staatspräsidenten geleitete er am 14. Dezem-

ber den Ministerpräsidenten und die Vorsitzenden der beiden

Kammern zu Masaryk nach Schloß Lana zur Audienz und

verlas in feierlichem Abdankungsakt dessen Erklärung, die am

Schluß folgenden Satz enthielt: „Gern möchte ich Ihnen noch

sagen,daßichalsmeinenNachfolgerDr.Beneš

em pf eh le. Ich habe mit ihm jenseits der Grenzen und zu

Hause gearbeitet und ich kenne ihn“ (a.a.O.S.406).

Klepetá■ fährt in seiner Schilderung fort:

„An demselben Tage, an dem T. G. Masaryk abgedankt

hatte, wurde die Nationalversammlung zur Neuwahl des Prä-

sidenten für den 18. Dezember 1935 in den Wladislaus-Saal ei

berufen. Für die Wahlkampagne blieben knappe vier Tage.

Das agrarische Zentral-Organ, der „Venkov“, schrieb am 1

Dezember, die Agrarier und die Gewerbepartei seien für einen

unpolitischen Kandidaten und würden einen solchen im Präsi-

denten des Nationalrates Dr. Bohumil N■mec vorschlagen.

Die Empfehlung der Kandidatur Beneschs durch Masaryk sei

privater Natur“ (a. a. O.S. 408).

Nun begann die Aushöhlungsaktion gegen die Wählerfront

des Prof. N■mec. Der Sokol und die Legionärgemeinde stießen
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als erste vor und richteten an ihren wahlberechtigten Parla-

mentarier den Appell für die Wahl des Benesch. Die Reihen

der Oppositionsgruppen schienen ins Wanken zu kommen,

doch N■mec tat nichts, sie zusammenzuhalten. Er suchte nur

nach einem Prügelknaben, auf den die Schuld letztlich abge-

wälzt werden könnte, und glaubte, diesen in der Slowakischen

Volkspartei zu finden. Pater Hlinka durchschaute den Schach-

zug und antwortete sofort mit einem Kommuniqué, es sei mit

den Kandidaten des sogenannten Bürgerblocks ein un a u f-

ichtiges Spiel getrieben worden (!), als man die

Schuldfrage auf seine Partei der slowakischen Autonomisten

bwälzen wollte.

Die Maske war gefallen! Gegen Mitternacht vom 17. zum

18. Dezember, also nur Stunden vor dem Wahlakt, gab das

Tschechoslowakische Preßbüro folgende Mitteilung aus:

„Prof. Bohumil N■mec, der Obmann des Tschechoslowaki-

schen Nationalrats, der von politischen Parteien zur Kandi-

datur aufs Amt des Präsidenten der Republik aufgefordert

worden war, hatte dieBedingung gestellt, daß erdieKandidatur

nur aufrechterhalten werde, wenn er der Kandidat der Mehr-

heit der tschechoslowakischen politischen Parteien sein werde.

Das unentschiedene Verhalten einer politischen Partei ver-

anlaßte Prof. Bohumil N■mec, die verbleibenden politischen

Parteien zu ersuchen, von seiner Kandidatur abzusehen, um

lie staatliche und nationale Einheit nicht zu schwächen“

(a. a. O., S. 409 f).

Der einzige Gegenkandidat war damit

entfallen, nur wenige Stunden lagen noch

bis zum Staatsakt, Benesch war der allei-

nige Wahlanwärter auf den Präsidenten-

stuhl der Republik! Am Vormittag des 18. Dezember

1935 fand im Wladislaus-Saal der Prager Burg die Wahlhand-

lung statt: 440 Stimmen wurden abgegeben, 340 lauteten für

Benesch, 24 Nationaldemokraten wählten aus formlosem

8 Golem II.
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Protest N■mec trotz dessen Rücktritt. 76 Stimmzettel waren

leer, sie stammten von der Sudetendeutschen Partei, den

tschechischen Faschisten und 3 unbekannten Wählern, ver-

mutlich Vraný und 2 weiteren rechtsgerichteten Agrariern.

Mit der Schilderung dieser Ereignisse schließt der jü-

dische Geschichtsschreiber Klepetá■ sein Buch. Es wurde

1937 kurze Zeit nach seinem Erscheinen verboten. Warum?

Klepetá■ war doch treuer Anhänger der Linie Masaryk-Be-

nesch. Hatte er etwa die Geschehnisse zu offen geschildert?

Sollte diese bisher einzige Gesamtschau der Ereignisse um di

Präsidentenwahl 1935 verwischt werden?

*

Im Staatsakt vom 18. Dezember 1935 mündete die Zerset-

zung des tschechischen Nationalismus. Maffia, Loge „Národ“,

National-Großloge und Oberster Rat fanden nach jahrzehn-

telangem Wirken hier ihren Gipfelpunkt.

Alle haben sie dabei mitgewirkt, den „Mond“ der tschechi-

schen Jugend in den Sattel zu heben: die Freimaure-

rei, das Judentum, der „Bruder ohne Habit“

von Lana, dieRegierung, das Parlament,die

Parteien, derNationalrat, dieProfessoren-

clique der Hochschulen, die Legionäre, der

S o k o l. Wie ein Spuk ist alles vergangen!

Der alte Prager Golem ist wieder zerfallen zu einem Lehm

haufen. Nimmermehr wird er auferstehen.
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Die Präsidentenwahl fand am l8.Dezember 1935 im Wladislaus-

Saal der Preger Burg statt:

440 Stimmen wurden abgegeben, 340 lauteten für Benesch,

24 Nationaldemokraten wählten aus formlosem Protest Nëmec

tritz dessen Rücktritt. 76 Stimmzettel waren leer, sie

stammten von der Sudetendeutschen Partei, den tschechi-

schen Faschisten und 3 unbekannten Wählern, vermutlich

Vraný und 2 weiteren rechtsgerichteten Agrariern.
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Es ist richtig, dass es in den Aussenausschüssen des Par-

lamentes der GSR häufig aus parteipolitischen Gründen zu

scharfen Auseinandersetzungen gekommen ist. Beran kann je-

doch nicht von sich behaupten, der "von Benesch inspirier-

ten Aussenpolitik entgegengetreten zu sein", weder hin-

sichtlich der Beziehungen zu Deutschland, noch bezüglich

der Teilnahme an den Sanktionen gegen Italien und der

Völkerbundpolitik.

Die Agrarier besetzten seit l922 ununterbrochen den Po-

sten des Ministerpräsidenten, waren immer durch 3-5 weitere

Mirister in der Regierung vertreten und beeinflussten als

Koalitionspartei massgeblich die tschechische Politik. Alle

während des Bestehens der CSR von Benesch und später von

Krofta vorgetragenen aussenpolitischen Exposés wurden von

der Agrarpartei genehmigt, insbesonders die Sanktionen ge-

gen Italien, der Vertrag mit der Sowjet-Union und das "vor-

bildliche MinderheitefSi. (Anlage Nr.C-1, C-2)
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Staatsvoranschlag nächsten Donnerstag
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und der Regierung genehmigte das Abgeordnetenhaus heute mittags unter dem
Vorsitze des Hauspräsidenten M a ly pe t r mit einer großen Mehrheit das Exposé
des Außenministers Dr. B e n e S. Für das Exposé stimmten außer den tschecho-
slovakischen und den zwei deutschen Regierungsparteien die deutschen Christlich-
sozialen und, zum ersten Male seit dem Bestande der Partei, auch die Kommuni-
sten, die sich bereits im Laufe der Debatte für das Exposé aussprachen. Die Ab-
geordnetenbänke der Slovakischen Volkspartei, der NationalenVereinigung (Natio-
naldemokraten und nationale Liga). sowie die Bankreihen der Faszistengemeinde
und der Magyaren blieben leer. Die Koalitionsparteien antworteten auf das Ab-
stimmungsergebnis mit ostentativen Beitallsiundgebungen. Minister Dr. B e n e š
dankte aus der Ministerbank durch Verneigen in die Reihen der Regierungsab-
geordneten.



C.2

H o d ž a wurde am 5.November l935 zum Ministerpräsidenten

ernannt. Am gleichen Tage hielt Dr. B e n e s c h ein Ex-

posé über die aussenpolitische Lage und die letzten Verhand-

lungen in Genf. Das Exposé umfasste:

den abessinischen Konflikt,

Sanktionen gegen Italien,

Vertrag mit der Sowjet-Union und

das "vorbildliche Minderheitsregime".

Die PRAGER PRESSE vom 6.1l.hebt hervor, dass Dr.Benesch durch

herzlichen Händedruck von den Ministern Dr.Hodža und Dr.■erný

beglückwünscht würde.

Vertrag mit der Sowjet-Union abgeschlossen am l6.lai l935.

Laut PRAGER PRESSE vom 7.1l.1935 gab am 6.11.nach Beginn der

Aussprache über das Aussenexposé in Namen und unter dem osten-

tativen Beifall der Regierungsparteien der Obmann der tschecho-

Kollektiverklärung ab, in welcher die Regierungsparteien ihrer

vorbehaltlosen Zustimmung zu dem Exposé des Aussenministers

und zur tschechoslowakischen Aussenpolitik Ausdruck geben.

Eine gleichlautende Erklärung wurde von Agrarier, Senator

D o n a t , im Namen aller koallierten Parteien vor dem Senat

abgegeben.

In der Debatte im Unterhaus erklärte der Agrarier U r s i n i

ausdrücklich:

"Der neue Ministerpräsident - Hodža - sei aktives Mitglied der

Regierung in der Zeit gewesen, wo das Abkommen mit der Sowjet-

Union zustande kam."
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wissen, daß man den Frieden verteidigenUnveranderte Uebernahme des Programms Malypetrsmuß.Aus dem Exposé geht hervor, daß unser63Staat und seine Politik mit allen unserenPra g. 6. November. Der neue. gesternIhnen, meine Damen und Herren, um imvom Präsidenten der Republik ernannte Mi-von ihm den Vorsitz und die Leitung derFreunden dieser Friedensaufgabe ergebenNamen der Regierung und in meinem NamenSitzung.nachkommt. Wir sind mit dem Standpunktnisterprasident Dr. H o d i a stellte sichum die Unterstützung zu bitten, welche dieheute an der Spitze der Regierung dem Ab-verfassungsmäßige Voraussetzung und dieDer neugewählteVorsitzende des Abgeord-unserer Regierung zum italienisch-abessini-geordnetenhaus und Senat, von den Koati-Quelle der voliziehenden Gewalt im Staatenetenhauses Jan Malypetr dankte zu-schen Konflikt einverstanden. Die Interes-tionsparteien durch herzlicheBeifallskundge-ist. Mit Rücksicht darauf. daß die Regie-nächst für das ihm durch die Wahl erwiesenesen, die hier aufeinandertreffen, liegen unsbungen begrüßt, mit einer kurzgefaßten Re-rung keine Demission gegeben hat, und daßVertrauen und fuhr dann fort:fern, tangieren nicht unsere Interessen undgierungserklärung vor. Der Ministerpräsi-die innere Kontinuität weiter„Die ernste Zelt legt uns in erhöhtem Maßdeshalb sprechen wir nicht vom Meritum desdent wurde, nachdem er in der Ministerbankbe s t e h t, ist es selbstverständlich, daß diePflichten auf, uns mit allen Mitteln für dieKonfliktes. Aber jeder Krieg, auch wenn erPlatz genommen hatte, vom AußenministerRegierung auch mit ihrem neuen Vorsitzen-Erhaltung der Freiheit, des Rechtessich auf dem anderen Weltpol abspielt, istDr. Ben e š und den Mitgliedern der Regie-den inder DurehführungdesPro-und der Gerechtigkeit, für die De-heute eine Gefahr für den Frieden. Deshalbrung durch herzlichen Händedruck zu seinergramms fortfahren wird, das in derm o k ra ti e einzusetzen. Wir übersehesehen wir ungern diesen Konflikt und hegenErnennung beglückwünscht. Dr. Hodža be-Regierungserklärung vom 18. Juni enthaltenhiebel nicht, daß die parlamentarische Demo-den aufrichtigen Wunsch, er möge ehestenstrat unter allgemeiner Spannung des Hau-ist. Die Regierung wird in voller Ü ber-kratie um so komplizierter wird, je konse-zum Abschluß kommen.einstimmung mit den bisheri-quenter sie durchgeführt ist. Da bei unsUnserer ganzen Oeffentlichkeit war es vonses die Rednertribüne, um seine Erklärungdas System der proportionalen VertretungAnbeginn an klar, daß wir uns nicht von derabzugeben. Sie gipfelt in der Feststellung.gen bewährten Grundsät-zenunsererInnen-und Außen-den breitesten Sehichten der Bevölkerungkolossalen Mehrheit der Welt trennen kön-daß die in ihrer Leitung rekonstruierte Re-po Iitik fortfahren. Ueber die kommen-die Möglichkeit gibt, durch Männer ihresnen und daß wir unseren Verpflichtungengierung auf dem Boden des Arbeitsprogram-den Aufgaben unserer Gesetzgebung undVertrauens ihre Interessen vertreten zu las-nachkommen werden und müssen,welche ausmes steht, das am 18. Juni der zurückge-unserer Staatsverwaltung werde ich das Ak-sen, so ergibt sich daraus, daß nur die Zu-unserer Mitgliedschaft im Völkerbund resul-tretene Ministerpräsident Malypetr demtionsprogramm der Regierung in einer de-sammenarbeit einer größeren Zahl von Par-tieren. Wir haben dafür nicht bloß morali-Hause bekanntgegeben hat.taillierten Darstellung anläßlich der B u d-teiengruppen eine parlamentarische Mehr-sche Motive, das ist das Bewußtsein, daßDie Kundgebung des Ministerpräsidentengetdebatte bekanntgeben.heit schaffen kann. Dies hat aber wieder denwir uns nicht gegen unsere unterschriebenenwurde durch keinen Zwischenruf unterbro-Vortell, daß dadurch die Vertretung der In-Verpflichtungen versündigen können. diechen. Die Regierungsparteien beantwortetenWir kennen unsere Probleme und fürch-teressen der einzelnen Schichten der Bevöl-aus dem Völkerbundpakt resultieren, wir ha-sie mit neuem, langandauerndem Beifall.ten sie nicht. Wir fühlen uns genügend einigkerung besser gewährleistet wird.ben dafür auch praktische Motive, weil wirMinisterpräsident Dr. Milan Ho dža gabund stark, um an ihrer Lösung weiter zu ar-Unter diesen Umständen wird die Arbeitder Ansicht sind. daß man im Wege der in-folgende Regierungserklärung ab:beiten in voller Uebereinstimmung und in fe-der gesetzgebenden Körperschaften und derternationalen Zusammenarbeit und Solidari-,Hohes Haus!ster Entschlossenheit, die politische undRegierung kompliziert und schwierig. So isttät diesen Konflikt am leichtesten behebenwirtschaftliche Konsolidierung im Innernes notwendig, eine gute Organisation dieserkann, ohne daß er sich nach Europa über-Durch die Entscheidung des Präsidentendurchzuführen und die Stellung der Tsche-Arbeit auszubauen und sich vor allem gegenträgt. Wir sind mit dem Außenminister ein-der Republik vom 5. November an diechoslovakei unter den Völkern zu verteidi-die Demagogie zu wenden, die einer derverstanden, der unsere guten ResiohunsanSpitze der Regierung gestellt, komme ich zugen.größten Schädlinge der Dekeatie ist.
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Es ist unrichtig, dass sich B e r a n seig 1936 "stets

für eine Verständigung der Tschechen mit den Deutschen

eingesetzt habe". (Anlage Nr.A-l, A-2)

0

Ebenso unrichtig ist die Behauptung, er sei "für die

Teilnahme der Sudetendeutschen Partei an der Regierung

eingetreten."

Es ist richtig, dass ihm von seinen Parteigegnern

Deutschfreundlichkeit vorgeworfen wurde. Beran hat

sich jedoch immer durch entsprechende Dementis gegen

den Verdacht der Deutschfreundlichkeit verwahrt. (An-

lage A-3)
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AGER PREsSE. 18.Jahrgang, Nr.19, S.3.

20Januar 1938.

" Das Präsizdium der Republikanischen Partei hielt heute

seine erste Sitzung nach den politiechen Neujahrsferien

ab. Gegenstand der Aussprache waren die innerpolitischen

Vorfälle der letzten Wochen und ihr Reflex in der Koali-

tionspresse."

" Die verantwortlichen Paktoren der Republikanischen Par-

tei halten nach wie vor in der Innenpolitik an der von

Švehla aufgestellten Linien einer konstruktiven und ini-

tiativen Zusammenarbeit mit den Sozialisten und an der

demokratischen Ideologie des landwirtschaftlichen Volkes

fest. Die Partei ist weit davon entfernt, an den Grund-

lagen der Zusammenarbeit mit den übrigen Koalitionspartei-

en zu rihren und an eine Zusammenarbeit mit Parteien ei-

ner ner anderen als dieser Grundhaltung zu denken. Infol-

gedessen gehören euch die Behauptüngen von dem Willen ei-

ner Zusammenarbeit mit der Sudetendeutschen Partei in der

Regierung in das Reiche ."



20. Januar 1938RAGERPRESSE66Constant Pierre gestorbenSea -CISIOASession erst imFebruarDr. Hodžas60.GeburtstagDie SdP.-AnträgeAaderDiözesen-Prag, 19. Januar. Das PräsidiurderHerbst zur Beratung gelangen, doch hat manRepublikanischen Partei hielt heutinedamals ihiVerhaudlung as verschiedenencrste Sitzung nach den politischen N'g-Gründengde teunkt.zferien ab. Gegenstand der Ausspraa-geste'lt.N8 98ren die innerpolitischen Vorfälle derztennahme zu dán Anesicht-gorWochen und ihr Reflex in der Koadions-der par'amentader Tep-presse. In Republikanischen Kreisenjat dielitzerCerteFolemik gegen die Partei Befremden-TLOEANgerufen, insbesondere die Behaupturda.ßm 2einflußreiche Organe der Partei mitGe- ae ae e de artenkul atspielen. Mißfallen hervorgerufen hatig-Ebrethich die Kritik an der demokratischenad-LBgebunhaltung der Partei und die Behauptihre verantwortlichen Organe einemseletzten Konsequenzen anderen Kurszu bahnen suchen. Mißfallen hervohat schließlich die Tatsache, daßganze Polemik über das seinerzeit pDierte Abkommen hinweggesetzt hatgene Ereignisse nicht mehr zum ATe  cpunkt politischer Rekriminationen zuedervorragender Indu-rnur sines der bedeutendstenblikanischen Partel halten nach wF1derPragertLnchaft, nicht nurder Innenpolitik an der von Svehafgelahindcgangen, sondernstellten Linie einer konstruktiven und Initia19. Jan2dem Lando, das spinefiven Zusammenarbeit mit den Sozialistengestorbesthesmat gescorden nar,und an der demokratischen Ideologie deswar amlungen hatte, die Be-Tandwirtschaftlichen Volkes fest.  Die Pach demnes zu aciner Mutter.tel Ist weit davon entfernt, an den -UniyLUxdem Lande der großenJagen der Zusammenarbeit mit den'nauchBöhmen, dem LandeFraditon in diesemKoalitionsparteien zu rühren unZusammenarbelt mit Parteien einehet in vieler Hinsichtals dleser Grundhaltung zu denke-Trgwirke, aber er besckränk-gedessen gehören auch die Behs.ienste r. Hoouf sein Fachgelsondernyon dem Willen zu einer Zusamder Demokratiedie Seele diesesadon undmit der Sudetendeutschen Parteltehalten.W.cinzuleben, sohg seinegierung in das Relch der Fabel.ou-ichsten Wochen wird die DurSergaßen, daß erLein go-Bilkanisehe Partel hilt an dervär-s. in :choslovake sei.cohm antigen Struktur der aus bürgerliche8o-füb áj, derauch irn und humgtCestre-zialistischen Parteien gebildetersegie-internen Abgrenzung der Diözesen in derist (1934).chdesAnteilrungsmehrheit fest und sucht für die wei-SlovakeiSein literarisu21eine sotere konstruktive Zusammenarbeit der zwelspruchreif. Mit ihrer Durchführung wurdeordentlicher FruconitasLewegunsie diein der Mehrheit vertretenen Lager den Boim Sinne der päpstlichen Delimitationsbulleund ze gt von eidatout, affenal zu fas-den vorzubereiten. Praktisch läßt sich die-vom September des Vorjahres, welche dieBalkans und seinACHhte, da tandender Wiegeser Boden für absehbare Zeit nur durchDiözesangrenzen in der Slovakei den Staats-hat er an 30 SttTgroßen Gemeinsamuls er-eine programmatisch stipulierte Verständi-grenzen koordiniert hat, der apostolischeallen Spielartenen int. Die faotthe Frei-gung zwischen den verantwortlichen Expo-Nuntius in Prag betraut. Nach dem gegen-den J stspielen,reerleidet go—nachnenten beider Lager, durch eine Verständi-wärtigen Stande der Dinge ist nach unserenschlag, wie „Prben PraVerlustgung über die weltere gemeinsame InitiativeInformationen mit keinen großen Grenzände-.Narodni poslanithrer Ge-und ihre Aufgaben schaffen. Darin bestehtrungen zu rechnen, so daß die Diözesanspren-■ovek", .Svet",Institu-nach Ansicht führender republikanischergel in der Slovakei im allgemeinen jenen ent-ministarka", .Be191den denKreise die verantwortlichste Aufgabe dersprechen werden, die vor dem Kriege vorhan-„Ožaloš■ena porounersaedlen undnächsten Wochen. Diese Diagnose ist vonden waren. In diesem Zusammenhange istsoziale Dramenuntadeligenbeklagen.der Zuversicht in das Gelingen dé Verstän-festzustellen, daß im Laufe dieses Jahres„Tako je mor■Constant Pie.om Kriege indigung begleitet.auch die Errichtung eines Ersbistums füri omoril a.der böhmischeätig, wurdeFür morgen ist das Präsidium des Abge-die Slovakei zu erwarten steht. Der Amts-„Pu■ina" und .1919 zum beldzunächst inordnetenhauses zu seiner ersten Sitzung imsitz des Metropoliten steht bisher nicht fest.ist die Zahi seirPilsen und danCount und be-neuen Jahre einberufen. Die Nachricht, daßDie Wahl zwischen Bratislava und Nitra istschen und Reisenmühte sich erfolgr e Vertiefungdas Abgeordnetenhaus seine Sesischonnoch nicht gefallen. Wahrscheinlich ist aberOrient lebtder Handelabeziehungen Sif Belgien. Eram 25. Januar wiederaufnehmen ird, hatdie Wahl der Landeshauptstadt. Die Nach-Der Gemeindwar Inhaber des Weißen Löwenordens, dessich als verfrüht gezeigt. Die Son wirdrichten, daß der Vizeobmann der Slovaki-mit einer M.:Ordens der Belgischen Krone und des Kö-erst zu einem späteren Termin i Febrvachen Volkspartei, Abg. Dechant Dr. Tis o,Hur. Kenrnig Leopold-Ordens, die er in Anerkennungeinsetzen. Bis dahin werden nur t schüsA ussichten auf den Metropolitanstuhl hat,rriunstseiner hervorragenden Tätigkeit auf allenarbeiten. Der Aufschub der parlamentsdecken sich nicht mit den Tatsachen und sindkòg' es Klein.Gebieten des öffenthiohen Lebens erhaltenschen Session hängt mit den politischen Voaus der Luft gegriffen. Exponenten einerSohneSae sthatteberatungen zusammen, die auf die Sicherungoppositionellen Partei kommen für diese hohebanien und dieeiner möglichst normalen und ruligen Kam-kirchliche Funktion überhaupt nicht inschütternde Bucpagne eingestellt sind.STLLORFrage.Seine poan -Msgre Šrámek: ChristianisierungORE SeNach Wiederaufnahme der Session ist auchIn informierten Kreisen rechnet man mitgabe elBänden vor. ArfPrag. 19. Januar. Auf dem Kongreß desdie Stellungnahme des Abgeordn tenhausesder Berufung des Bischofs Jantausch,zu den von der SdP. vor dem Sommer einge-hauptsächlich mit Rücksicht auf die Ver-ten Uebersetzu.katholischen Frauenverbandes befaßte sichbrachten sogenannten Volksschutzgesetzendienste, die er sich um die DurchführungNuši■s in tschder Obmann der tschechoslovakischen Volks-zu erwarten. Die Anträge sollten schon imdes Modus vivendi erworben hat.Uebersetzung erpartei Minister Msgre. Dr. § r á m e k mit dermen sind vielfagchristlichen Erziehung in der Familie. DerDr. Leopold Katz-Preis der Akademie für Karel Dvo■ákchoslovakischenMinister trat für die Intensivierung dieserNuši■s dramatisErziehung ein, weil die Arbeit in dieser Rich-Technik und
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Ministeramt

Eingus

22 JULI 1544

An den Chef des Ministeramts.

Bei meinem heutigen Vortrag beim Herrn Staatsminister

wurden folgende Entscheidungen getroffen:

7.) Der Vorsitzende der Regierung, Dr. Krejëi, könnte event.

im Nostiz-Palais auf der Kleinseite untergebracht werden.

Der Herr Staatsminister bittet um schriftlichen Vorlage-

bericht unter Beigabe genauer Unterlagen.

3 Anlagen.

V at
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arische AbsageA 140Henleinngstefinahme kommt nicht in Betracht.kraTie und-ghne Rücksicht auf die Zahl
M̂RI1 der soeben erschienenenihrer Mandate ist ihre Teilnahne an derMainder von der tschech.-nächsten Regierung wegen dieses ihres Cha-agrariGesellschaft in Pragrakters nichi wünschenswert.rausgegebenomonatsschrift.B rá z-Wie oft haben wir sehon darauf hingewie-da", welcheufsatz des amtierendensen, daß der Deutsche nur selbstbewußte undVizepräsidenten der republikanischen Parteiauf ihre eigene Abstammung und NationAbg. Bera n einleitet. lesen wir:stolze Menschen zu schätzen weiß. Es gab.Die Geschichte der „Heimatfront" in derZeiten. wo uns dieser Stolz und dieges Selbst.Vorwahlzeit bleibt stets eines der interessan-bewußtsein abging und deshalb haben wir unstesten Momente der zeitgenössischen Ge-auch mit den Deutschen in solchen Zeitenschichte, denn sie nat allen urteilsfähigen Be-nicht verstanden.obachtern einen interessanten Einblick so-Wir würden aber wünschen, die jungewohl in don dautschen, als auch in den tsche-deutsche Generation - welche den Kaderchischen Nationalcharakter geboten. Vonder „Heimatfront“ bildet - möge sich dendeutscher Seite hat es sich gezeigt wie trotzUmstand zu Bewußtsein bringen, daß ihrder reichen ideellen Schichtung des XIX.Partner auf tschechischer Seite eine stolzeJahrhundets der Deutsche, wenigstens denund selbstbewußte Nation ist. die bevorzugteSlaven ge enüber, stets dem Wesen nach derVerdienste um die Existenz dieses Staatest io vlle Deutsche bleibt, wie wir ihn aushat und die diesen Staat in einem bestimm-derchichte kennen: ein selbstbewußter,ten Geist gegründet. geleitet und verwaltetaufrec. 'er, ganz von sich selbst eingenom-hat und nicht im geringsten die Absicht hat.ner Ty; us, bereit, sich zu unterwerfen undvon den Grundsätzen etwas nachzulassen,nem Führer im Namen eines Gedankens zunach welchen sich ihre führenden Männer da-gehorchen, an den er mit geradezu religiösembei gerichtet haben. Dieser S t olz a u fnatismus glaubt. Der Slave hingegen stetsdietschechoslovakischeDemo-durch ähnliche „geistige" Bewegungen imk ra tie, den revolutionären Erben der altendeutschen Volke beunruhigt und aus demfeudalen Ordnungen und den ideellen Haupt-bgewicht gebracht, mag man diese Be-träger der neuen zentraleuropäischen politi-en nun Reformation, Aufklärung, Roschen und sozialen Erdnung. hindert unsSozialismus oder in der letztenstvdaran, ohne hinreichende Garantie, welchekreuzlertum genannt habernür eine Reihe von Jahren schöpferischerts zu unserer Tradition, daß wArbeit bieten kann, eine Partei als gleich-SNboder später von jedem Massenwertigen Partner und als Mitarbeiter zuentfiander deutschen Seele mitbetroffénivakzeptieren, die nichts anderes ist als einsind.Abglanz und eine Kopie der ge-Henlein verlangt Loyalität von tsche-t, nachzulesen, daß daran die größtechischer Seite. Er hat sie vor den Wahlenoslovakische Partei „schuld“ ist dieerhalten und er wird sie sicher auch nach denh mit Henlein als einem möglichenWahlen bekommen, solange sich seine Parteideten nach den Wahlen in einerden Gesetzen der Republik unterordnen wird.ohne Sozialisten rechnet. Die Frage,Aber der Widerstand gegen die Ideologieschuld" war, daß man an demseiner Bewegung. welchen hinreichend alleschen Grundsatz auch nicht-führenden tschechoslovakischen Parteienatischen Gesellschafts-zum Ausdruck gebracht haben, ist keines-ecen gegenüber festgehaltenwegs geringer als der Widerstand gegen denlie sich, wie festzustellen ist, nicht bloßKommunismus, mit dem das HakenkreuzRechten, sondern auch auf der Lin-nicht bloß einen gemeinsamen Zug hat.ten), ist heute eigentlich bereits eineWir schauen in die Zukunft nicht im Zei-ische Frage, und uns, die wir ungernchen eines tschechisch-deutschen Kampfes.valtmethoden in der Politik, sei es nunWir werden uns nach unseren demokrati-e Kommunisten oder die Faschistenschen Grundsätzen richten, ohne Rücksichtakenkreuzler, Zuflucht nehmen unddarauf, ob die Deutschen in der RegierungBauernweise in erster Reihe an dieterische Macht der Zeit glauben, interes-oder in der Opposition stehen.Aber es ist notwendig, daß wir in Henleini eher der Umstand, was wir mit derin erster Reihe keineswegs einen Deutschenuen deutschen politischen Partei undsehen, sondern den Vertreter roher und ver-slogie nach den Wahlen anfangenhuh.abscheuungswtirdiger Doktrinen, die wir ab-lehnen, in welcher Sprache sie auch immerzweifeln nicht daran, daß die sudeten-sehe Partei — Vorsitzender Konrad Hen-vorgøbracht werden. Die nächsten Jahrelein, aus den Wahlen als mächtige politischewerden zeigen, ob der Geist des Dritten Rei-Partei hervorgehen wird und daß sie sich inches vor dem europäischen Gewissen mit sei-irgendeiner Weise bemühen wird die Ver-nen gegenwärtigen Methoden und Zielen be-sprechungen an ihre politischen Anhängerstehen wird. Inzwischen wäre es am Platze,einzuhalten. Sie wird dabei nach allean z useinen geistigen Verbündeten nicht die höch-versehiedenartigen  Kompro-ste und ehrenvollste Anerkennung zu gewäh-ssen bereit sein - das erste davon istren, die ein demokratischer Staat einem ge.J die durchgeführte N .men sän de-gebenen Kollektivum anbieten kann - dieaktive Teilnahme an der Regierung."der Partei - und wenn wir den ver-denen Erklärungen ihres Führers Glau-seh ken können, wird sie bereit sein.kt Politik zu machen und die Mitverant-füir die Leitung die  Staates zuSPragr fuseMnteressiert uns nicht so sehr dießigkeit der Mandate der Henlein-ir hören zwar ihre Kundgebungendaspositive Verhältnis zu diesemwil SE mW VWirsindabermißtrauischgl uben vorläufig nichtdaßdasehrlichgemeintB ihre Anhänger diesegaufrichtig teilen.Trotziven Versicherungen vom gutenund von Loyalität besitzen wir auslversammlungen und den Arbeits-2n der Heimatfront untrügliche Be-wetfür, da? das Herz der Hei-marontnatin der Republikistdaß eicht von Beispielen derzenteeuropaisund auch keiner anderenDenratie insist, sodern von etwasandasgut bekannt ist. Dieaad Sleibt auch nach deoemdkorper in de1
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-chen Republikanischer Partei B e r a n, in der dieser vor allem
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da
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äußerten, dic augeblich mit dem Hitlerismus sympathisieren.
Solche Behaup-
Was unsere Außenpolitik betrifft.
tungen sind voll-
so gibt es bei uns eine vollkommene und ab-
kommen nichtig.
solute Einmütigkeit.Wir bleiben eben-
Unsere Partei ist
soderKleinenEntentewieFrank-
vor allem d e m o-
reich und den großen Verbünde-
kratisch. Die
t e n treu. Diese Treue ist für uns ein Axiom.
Demokratie bildet
Sie bedeutet die Stabilität und Unbeugsam-
die Grundlage der
keit unserer Außenpolitik. Auf diesem Ge-
Nation und des
biete ist der Präsident der Republik, der
Staates. Wir sind
Außenminister, der Ministerpräsident und
der großen histo-
unsere Partei vollkommen solidarisch. Es
rischon Tradition
ist sicher, daß unsere Alliierten in der Klei-
treu, die seit der
nen Entente und Frankreich über alles, was
Epoche des Hussi-
wir beschließen, informiert sind und infor-
tismus datiert, der
R O 
miert sein werden und nichts wird ohne eine
eine demokrati-
vorherige Verständigung mit ihnen getan
sche Bewegung war. Bei uns gibt es keine
werden.
Monarchisten, keinen Prätendenten, keine
Es werden phantastische Gerüchte ver-
Aristokratie. Unser Staat wurde als eine
breitet, z. B. daß es bei uns Meinungsver-
Demolfstle gegründet, er wird demokra-
schiedenheiten gibt in der Einsteilung gegen-
tisiben. In bezug auf diesen Stand-
über der Henlein-Partei o. ä. Nicht nur, daß
231
es bei uns keine Meinungsver-
es bei uns keine Meinungsverschiedenheiten
en. In Grunde ist unser Volk
gibt, es herrscht vielmehr eine vollkommene
au
Arbeitern, Handwerkern und
Harmonie. Ich werde Sonntag auf einer
eine
eten Intellektuellenschicht zu-
Volksversammlung neben unserem Minister-
1zt. Wir werden niemals Unter-
präsidenten Hodža das Wort ergreifen, und
ethoden im Kampfe gegen
ich werde den Beweis unserer absoluten
gner zur Aawendung bringen.
Uebereinstimmung erbringen.
niemanden unterdrücken. Unser
er   drea to
halinis zu'den Deutsehen in der
aber daß wir nie erlauben werden, daß ir-
bhoslovakei muß in einem re in en
gend jemand unseren Staat desorganisiert.
der Gerechtigkeit ge-
Das ist der Standpunkt unseres Ministerprä-
erden. Diese Richtlinie werden wir
sidenten Hodža, des Innenministers ■erný.
er allen Deutschen anwenden, das
des Herrn Stoupal. das ist meine Ansicht,
r cre
mit einem Worte die Ansicht der ganzen
Porteien angehören, wie z. B. der
Partei.
er Landvirte, der uns als Partei am
Zum Schluß der Unterredung betonte Abg.
steht, den deutschen Sozialdemo-
Beran den Umstand, daß im Programm der
and anderen, als auch gegenüber
Partei und der Regierung der Tschechoslova-
de funter der Flagge Henleins
kei die Intensivierung der wirtschaftlichen
sind. Die Henlein-Partei ist ein
Zusammenarbeit zwischen den Staaten der
mrodukt. Sie wurde durch
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Ergänzung der treuen politischen Zusam-
baterscheiden sehr genau zwischen
menarbeit enthalten sei.
gllichen Deutschland und der Sude-
ken Partei bei uns. Gewiß, es ist
tbar. daß die politischen Ereignis-
letzten Jahre in Deutschland zur
taffung der Henlein-Partei beigetragen
hs. Wir werden niemals einen „Führer“
huyr line
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dén, daß diese Partel ein we nig or-
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genüber der Tschechoslovakei indiskutabel
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e Elemente, die man bekämp-
fn muß. Wir werden nicht zulassen, daß
jexrand unseren Staat zu desorganisieren
vecsucht. Henleins jüngste Reden sind von
selben Art wie seine früheren. Sie sind
 Vorsicht redigiert und mit doppel-
nWorten und Phrasen durchsetzt.
Tatsache st, daß Henlein das Führerprin-
bip verteidigt. Es ist selbstverständlich, daß
unsey demokratischer Staat eine solche Kon-
eptjoa sbsolut nicht annehmen
 Wir ünterscheiden zwischen Henlein
reufschland. Damit will ich sagen, daß
sDeutschland geschieht, uns nicht
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Wir besitzen mit Deutschland
wirtschaftliche Beziehungen, die
atwickeln wollen. Es ist die Sache
lands, sein inneres Leben so zu re-
ge.
ees will. Aber ich wiederhole, bei
un
la sen wir keinen Führer zu.


